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Beim vorliegenden Bericht, der vom Bundesrat am 27.05.2026 
gutgeheissen wurde, handelt es sich um eine geografische 
Folgestrategie zur Aussenpolitischen Strategie (APS 2024–2027). 
Die Verabschiedung der Amerikas-Strategie 2026–2029 ent- 
spricht einer Massnahme des Bundesrates im Rahmen seiner 
Jahresziele 2025. Diese Strategie ersetzt die bisherige Amerikas-
Strategie 2022–2025.
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Vorwort

Die Amerikas-Strategie 2026–2029 ist das Ergebnis einer 
nüchternen Standortbestimmung. Die Strategie 2022–2025 
hat gezeigt, dass die Schweiz auf dem amerikanischen 
Doppelkontinent über Glaubwürdigkeit, Handlungsspielraum 
und belastbare Partnerschaften verfügt. Gleichzeitig wurde 
deutlich, dass Präsenz allein nicht genügt: In einer fragmen-
tierteren Welt braucht es klare Prioritäten, eine stärkere 
thematische Fokussierung und den gezielten Einsatz unserer 
aussenpolitischen Instrumente.

Seit 2022 hat sich die internationale Ordnung weiter ver- 
schoben. Macht, Sicherheit und wirtschaftliche Interessen 
greifen enger ineinander. Multilaterale Zusammenarbeit 
bleibt zentral, verändert jedoch ihre Form: Sie wird selektiver, 
interessengeleiteter und ressourcenbewusster. Internatio-
nale Organisationen befinden sich in Anpassungsprozessen, 
während Staaten ihre wirtschaftlichen Beziehungen, Liefer-
ketten und technologischen Abhängigkeiten zunehmend 
unter geopolitischen und sicherheitspolitischen Gesichts-
punkten ausrichten. Diese Entwicklungen prägen auch die 
Amerikas – einen Kontinent mit grossem politischem, wirt-
schaftlichem und ökologischem Gewicht.

Vor diesem Hintergrund setzt die Amerikas-Strategie 2026– 
2029 bewusst neue Akzente. Sie löst sich von früheren 
Kategorisierungen und richtet den Blick konsequent auf 
die Interessen der Schweiz. Im Zentrum stehen die grossen 
politischen und wirtschaftlichen Akteure des Kontinents 
sowie klar definierte thematische Schwerpunkte: Frieden und 
Sicherheit, Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit, Umwelt, 
Demokratie und Gouvernanz sowie ein wirksamer Multila-
teralismus. Stabile Rahmenbedingungen, offene Märkte, 
Innovationsfähigkeit und verlässliche Partnerschaften bleiben 
dabei zentrale Voraussetzungen für die Sicherheit und den 
Wohlstand der Schweiz.

Mit dieser Strategie schärft die Schweiz ihr aussenpolitisches 
Profil in den Amerikas und stärkt ihre Handlungsfähigkeit in 
einem zunehmend kompetitiven internationalen Umfeld.

 

 
 
Ignazio Cassis 
Bundesrat 
Vorsteher des Eidgenössischen Departements  
für auswärtige Angelegenheiten
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1	 Einleitung

 
Mit einer Milliarde Menschen, knapp einem Drittel des 
globalen Bruttoinlandsprodukts und einer einmaligen Biodi-
versität verfügt der Doppelkontinent über enormes Potenzial. 
Gleichzeitig ist er aber auch wirtschaftlich und gesellschaft-
lich sehr heterogen. 

Gestützt auf ihre universelle Aussenpolitik pflegt die Schweiz 
mit allen Staaten konstruktive Beziehungen und unterhält 
daher in den Amerikas ein breites Vertretungsnetz. Sie arbeitet 
im Rahmen ihrer thematischen Schwerpunkte Frieden und 
Sicherheit, Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit, Umwelt, 
Demokratie und Gouvernanz sowie im Multilateralismus mit 
den jeweils relevanten Staaten der Region zusammen.

Die Aussenpolitische Strategie 2024–2027 (APS 2024–2027) 
sieht zudem vor, dass die Schweiz ausserhalb Europas ihre 
Beziehungen zu den G20-Staaten stärkt. Die G20-Staaten 
USA, Kanada, Mexiko, Brasilien und Argentinien nehmen 
aufgrund ihres geopolitischen Gewichts auch auf dem ameri-
kanischen Doppelkontinent eine prägende Rolle ein. Mit ihnen 
unterhält auch die Schweiz die intensivsten Wirtschafts- und 
Wissenschaftsbeziehungen in den Amerikas. Geografisch 
priorisiert die Amerikas-Strategie 2026–2029 deshalb diese  

 
Staaten und ist somit kohärent mit der APS 2024–2027. Auf 
die bisherige geografische und konzeptionelle Gliederung 
der Amerikas-Strategie 2022–2025 – in Nordamerika sowie 
Lateinamerika und Karibik sowie in Jaguar-Staaten und 
IZA-Länder – wird angesichts der Beendigung der bilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit verzichtet.

Die vorliegende Strategie umfasst einen Rückblick auf die 
Amerikas-Strategie 2022–2025 (Kapitel 2), beleuchtet danach 
die wichtigsten globalen und regionalen Trends und legt die 
Interessen der Schweiz in der Region dar (Kapitel 3). Kapitel 
4 erläutert die geografischen und thematischen Prioritäten 
sowie die daraus resultierenden Ziele und Massnahmen. Zum 
Abschluss befasst sich die Strategie mit der Zusammenarbeit 
mit den Staaten der Amerikas in internationalen und regio-
nalen Organisationen.

Die Strategie wurde unter Einbezug aller Departemente und 
der Bundeskanzlei erarbeitet und bezeugt den Willen des 
Bundesrates, eine aktive und kohärente Aussenpolitik zu 
verfolgen.
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LANDES-
KOMMUNIKATION
2025–2028

EBENE 1
Strategisch 
(Bundesrat)

AUSSEN-
POLITISCHE 
STRATEGIE 
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Grafik 1: Aussenpolitische Strategie nach Umsetzungsstufe (Quelle: EDA)
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2	 Rückblick auf die Amerikas-
Strategie 2022–2025

In einem von grossen Umwälzungen geprägten Umfeld hat 
die Schweiz die Amerikas-Strategie 2022–2025 mehrheitlich 
erfolgreich umgesetzt. Die Beziehungen zu und die Präsenz 
in den Ländern konnten in den letzten Jahren sowohl in 
quantitativer wie qualitativer Hinsicht ausgebaut werden. 
Dies zeigt sich in der Vielzahl von Interaktionen, die zwischen 
den Regierungen der Schweiz und der Länder Amerikas 
stattgefunden haben, mit drei Schwerpunkten: (I) partner-
schaftliche Beziehungen in den Bereichen Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft, (II) Beziehung aufgrund Guter Dienste und 
Friedensförderung sowie (III) Transformation der internatio-
nalen Zusammenarbeit.

Mit dem Grossteil der Länder Amerikas pflegt die Schweiz 
gute, partnerschaftliche Beziehungen (I). Im Wirtschafts-  
und Wissenschaftsbereich hat sich der Austausch inten-
siviert. Im Kulturbereich hat die Schweiz mit Bolivien und 
Kolumbien bilaterale Abkommen über den Transfer von 
Kulturgütern abgeschlossen, zusätzlich zu Mexiko und 
Peru. Mit der Etablierung eines strategischen Dialogs mit 
den USA wurde ein wertvoller neuer Kanal zur Pflege der 
Beziehungen mit den USA geschaffen. Die USA sind nach 
der Europäischen Union (EU) die wichtigste Exportdestination 
der Schweiz. Gleichzeitig ist die Schweiz auf den 6. Platz 
der ausländischen Investoren in den USA aufgestiegen. Die 
Beziehungen zu Argentinien, Chile, Costa Rica, der Domini-
kanischen Republik, Kanada, Kolumbien, Mexiko, Peru und 
anderen Ländern der Region wurden auf Ministerebene 
gepflegt – sowohl bilateral wie auch im Rahmen ihrer aktiven 
Teilnahme an der Bürgenstock-Konferenz im Juni 2024. Der 
Austausch mit Brasilien hat stark zugenommen, insbesondere 
im Kontext der Verhandlungen zum Freihandelsabkommen 
EFTA – MERCOSUR oder der Rolle der Schweiz in Hinblick auf 
die Klimakonferenz COP30. Die Wirtschaftsbeziehungen zu 
diesem Land sowie zu Argentinien, Uruguay und Paraguay 
dürften sich mit dem Abschluss des Freihandelsabkommens 
EFTA – MERCOSUR intensivieren.

Neben den schon früher bestehenden Guten Diensten 
(Schutzmachtmandate für die USA im Iran, für den Iran in 
Kanada), die für die bilateralen Beziehungen, insbesondere 
mit Washington, wichtig sind, hat die Schweiz im Zeitraum 

2022–2025 die Beziehungen zu weiteren Ländern aufgrund 
ihres Angebotes Guter Dienste verbessern können. In Kolum-
bien hat sie in der Begleitung der Friedensprozesse eine 
prominente Rolle inne und konnte ihre Position als verlässliche 
und neutrale Partnerin weiterführen. In Venezuela arbeitet 
die Schweiz als neutrale Vermittlerin. Schliesslich hat die 
Schweiz durch die Übernahme von neuen Schutzmachtman-
daten ihre Beziehungen zu Ecuador, Mexico und Venezuela 
festigen können, nachdem die Länder ihre diplomatischen 
Beziehungen untereinander abgebrochen hatten.

Der Ausstieg aus der bilateralen Entwicklungszusammenar-
beit in Bolivien, Haiti, Honduras, Kuba und Nicaragua wurde 
verantwortungsvoll und nachhaltig abgeschlossen. In Boli-
vien und Costa Rica wurden 2024 und 2025 mit dem ersten 
Besuch eines Bundesrates Akzente für eine weitere Vertie-
fung der bilateralen Beziehungen gesetzt. In Haiti hat sich die 
Umwandlung der Botschaft in ein humanitäres Büro bewährt; 
die Schweiz konnte ihr humanitäres Mandat in einer der 
grössten globalen Krisen weiterhin wahrnehmen. Über das 
Schweizer Kooperationsbüro in Lima werden auf regionaler 
Ebene Programme zu den Themen Wasser, Klimawandel und 
Katastrophenvorsorge umgesetzt, über die Botschaften in 
Bogotá und Caracas solche zu Migration: Beide haben sich 
bewährt. Die Schweiz hat einen dezentralisierten Notfallme-
chanismus für den Fall von Naturkatastrophen eingerichtet.

Die Schweiz nimmt ihre Rolle als Beobachterstaat in regio-
nalen Organisationen wie der Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS) durch die gezielte finanzielle Unterstützung 
von Wahlbeobachtungen sowie von Projekten zur Förderung 
von Demokratie, Frieden und Menschenrechten wahr. Damit 
trägt sie zu den Zielen der OAS bei, die auch den aussenpoliti-
schen Zielen der Schweiz entsprechen. Dank ihrer Unterstüt-
zung und der jährlichen Teilnahme als Beobachterin an der 
Generalversammlung der OAS sichert sie sich einen guten 
Zugang zur Region.



 	 ﻿	 7

3	 Geopolitische Auslegeordnung

3.1 	 Globale Akteure und Treiber

 
Grossmachtrivalität 

Seit der Veröffentlichung der Amerikas-Strategie 2022–2025 
haben sich die geopolitischen Spannungen akzentuiert. Insbe-
sondere der Krieg gegen die Ukraine, die Konflikte im Nahen 
Osten sowie die verschärften Rivalitäten zwischen den Gross-
mächten stellen die bestehenden Mechanismen der zwischen-
staatlichen Kooperation infrage. Macht tritt zunehmend vor 
Recht, was zur Erosion völkerrechtlicher Normen beiträgt und 
die internationale Politik weniger vorhersehbar macht.  

Seit der Wahl von Präsident Donald Trump verfolgen die USA 
ihre Aussenpolitik gemäss der «America First»-Doktrin. Die 
Nationale Sicherheitsstrategie vom November 2025 (National 
Security Strategy) markiert einen Bruch mit dem nach dem 
Ende des Kalten Kriegs etablierten Selbstverständnis der USA. 
Die USA streben keine globale Führungsrolle in einer regelba-
sierten Ordnung mehr an. Im Zentrum der Strategie stehen 
die eng definierten Sicherheits- und Wirtschaftsinteressen 
der USA. Sie betont zudem die persönliche Rolle von Präsi-
dent Trump als Gestalter eines auf der Macht der USA und 
transaktionalen Beziehungen zwischen souveränen Staaten 
basierenden Systems internationaler Beziehungen. Die USA 
definieren die westliche Hemisphäre als ihr exklusives Einfluss-
gebiet und fordern die Staaten dieser Region dazu auf, sich 
vom Einfluss von Staaten «auf der anderen Seite der Welt» zu 
distanzieren. Der Indo-Pazifik bildet die zweite Fokusregion 
der US-Regierung. Das Verhältnis zu China wird als zentrale 
Herausforderung für die US-amerikanische-Aussen-, Sicher-
heits- und Wirtschaftspolitik in der Region identifiziert.

Die transatlantischen Beziehungen sind spürbar unter Druck 
geraten. Die protektionistische Zollpolitik der US-Regierung 
sowie die wiederholte Forderung, dass europäische Staaten 
deutlich mehr Verantwortung für ihre eigene Sicherheit über-
nehmen, stellen Europa vor neue Herausforderungen. Die 
Nationale Sicherheitsstrategie verdeutlicht zudem die Absicht 
der US-Regierung, in Europa politische Kräfte zu unterstützen, 
deren Positionen mit den eigenen übereinstimmen.

Auch der vormals relativ stabile Kooperationsraum Arktis ist 
von der zunehmenden Grossmachtrivalität betroffen. Der 
Klimawandel und die damit einhergehende Erschliessung 
neuer Schifffahrtswege und Ressourcenvorkommen wecken 
geopolitische Begehrlichkeiten. Russland und China investieren 
stark in zivile wie militärische Schifffahrt und Infrastruktur, was 
unter den arktischen Anrainerstaaten wachsende Besorgnis 
auslöst. Kanada und die USA reagieren mit einer verstärkten 
strategischen und physischen Präsenz in der Region.

Viele Staaten in den Amerikas sind wirtschaftlich und sicher-
heitspolitisch stark von den USA abhängig und damit beson-
ders anfällig für den Druck der Regierung in Washington. Dies 
zeigt sich am Beispiel des Panamakanals und den Zöllen der 
USA gegenüber den wichtigsten Handelspartnern Mexiko 
und Kanada. Die innenpolitischen Prioritäten der US-Regie-
rung – wie die Unterbindung der Migration nach Norden, die 
Repatriierung von Migrantinnen und Migranten aus den USA 
und die Bekämpfung transnationaler organisierter Krimina-
lität, auch mit militärischen Mitteln, – prägen die intra- und 
interkontinentalen Beziehungen der Amerikas massgeblich. 
Das Vorgehen der USA in Venezuela und Kuba zeugt eben-
falls von dieser Machtpolitik. Angesichts dieses Druckes sind 
die anderen Staaten der Region bestrebt, ihre wirtschafts- 
und sicherheitspolitischen Partnerschaften nach Möglichkeit 
zu diversifizieren.

China ist in Lateinamerika bereits ein etablierter, einflussrei-
cher Akteur, der primär wirtschaftliche und politische Ziele 
verfolgt, darunter die Anerkennung seiner Ein-China-Politik. 
In Lateinamerika und der Karibik unterhalten heute noch 
sieben Länder diplomatische Beziehungen mit Taiwan. In 
zahlreichen südamerikanischen Staaten hat China die USA 
bereits seit einigen Jahren als wichtigsten Handelspartner 
überholt – vielfach ein Ergebnis der komplementären Wirt-
schaftsstrukturen. Von China finanzierte Infrastrukturbauten, 
wie der Hafen Chancay in Peru, festigen diese Handelsbezie-
hungen. Am China-CELAC-Gipfel 2025 in Shanghai wurden 
zusätzliche Investitionen und Entwicklungskredite in Aussicht 
gestellt. Derartige Initiativen Pekings werden von den USA 
mit Argwohn betrachtet, besonders bei Investitionen in den 
Bereichen Telekommunikation und Raumfahrt, Sicherheit von 
Daten und Handelswegen, sowie bei Produktionsverlage-
rungen zur Umgehung der US-Zölle.

Doch neben China bieten der Region auch andere Partner 
Möglichkeiten zur Diversifizierung. Die Europäische Union 
intensiviert ihre Beziehungen zu Lateinamerika durch 
Gipfeltreffen wie den EU-CELAC-Gipfel in Kolumbien 2025, 
das Investitionsprogramm Global Gateway oder über den 
Abschluss von Freihandels- und Investitionsschutzabkommen, 
zuletzt mit den MERCOSUR-Staaten. Schliesslich haben auch 
Akteure wie Russland, die Türkei, Japan oder die Golfstaaten 
ihre Beziehungen mit Lateinamerika gestärkt.

Während das verstärkte Buhlen um Lateinamerika auf der 
Weltbühne gewissen Staaten in Südamerika somit neue 
aussenpolitische Optionen eröffnet, bewirkt die Erosion 
völkerrechtlicher Standards zugunsten machtpolitischer 
Erwägungen für die meisten Länder der Region einen Verlust 
an Handlungsspielraum.
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Multilateralismus

Während die USA multilaterale Strukturen selektiv zugunsten 
ihrer nationalen Agenda nutzen, halten die meisten Staaten 
der Amerikas an der bestehenden multilateralen Ordnung 
fest und orientieren ihr Handeln weiterhin am Völkerrecht. 
Als bedeutende Regionalmacht kommt Brasilien eine beson-
dere Rolle zu. Das grösste Land Südamerikas will seine Hand-
lungsfähigkeit in einer multipolaren Welt erhöhen, indem 
es strategische Partnerschaften mit verschiedenen Ländern 
eingeht und gleichzeitig den Multilateralismus und die 
Süd-Süd-Zusammenarbeit fördert. Als BRICS-Mitglied strebt 
das Land mehr Mitsprache in multilateralen Organisationen 
an und sieht sich als Brückenbauer zwischen unterschiedli-
chen Machtzentren. Gemeinsam mit anderen BRICS-Staaten 
plädiert Brasilien für eine Reform der globalen Gouvernanz. 
In Lateinamerika bleibt der Einfluss der BRICS beschränkt, 
auch wenn mit der Erweiterung der Gruppe zu BRICS+ zwei 
lateinamerikanische Staaten, Kuba und Bolivien, als «Partner-
länder» hinzugestossen sind.

Dafür spielen andere multilaterale Formate in den Amerikas 
eine zentralere Rolle. Fünf Staaten des Kontinents gehören 
der G20 an, sechs sind Mitglied der OECD, und weitere 
streben eine Aufnahme in die OECD an. Trotz Rückzügen aus 
einzelnen UNO-Organisationen bleibt die UNO in der Region 
weiterhin ein wichtiger Referenzpunkt.

Globales Finanzsystem unter Druck

Die USA spielen als Anker des globalen Finanzsystems eine 
Schlüsselrolle. Der US-Dollar gilt weiterhin als Leit- und Reser-
vewährung, und US-Staatsanleihen gelten als sicherer Hafen. 
Die sprunghafte und protektionistische Handelspolitik sowie 
das hohe Haushaltsdefizit bergen jedoch Risiken. Die hohe 
Staatsverschuldung sowie weitere Risiken in den Finanz-
märkten können zu höheren Finanzierungskosten für die 
anderen Länder in der Region oder sogar zu einer globalen 
Finanzkrise führen. Die Auswirkungen einer solchen Krise auf 
den Finanzplatz Schweiz und die global vernetzte Schweizer 
Wirtschaft wären beträchtlich.

Chancen und Herausforderungen neuer Technologien

Der technologische Fortschritt befindet sich in einer dyna-
mischen Phase – dazu gehören zum Beispiel die künstliche 
Intelligenz (KI) und die Quantentechnologie. Zahlreiche Unter-
nehmen und Staaten investieren kräftig in deren Weiterent-
wicklung. Staaten, die es schaffen, diese Technologien breit 
und strategisch vorteilhaft anzuwenden, sichern sich einen 
erheblichen geopolitischen und wirtschaftlichen Vorsprung.

Die USA prägen diesen Fortschritt. Ihre Universitäten und 
Technologieunternehmen gehören zur globalen Spitze und 
tätigen umfassende Investitionen. Lediglich China hat eine 
vergleichbare Reichweite und Ambition. In den Amerikas 
nimmt auch Kanada eine Pionierrolle in der KI- und Quanten- 
forschung ein.

In Lateinamerika gibt es grosse Unterschiede im Ausbau der 
digitalen Infrastruktur. So finden sich in einigen wenigen 
Ländern Hochleistungsrechner-Kapazitäten, und es bestehen 
grosse Unterschiede beim 5G-Zugang. Moderne KI-Anwen-
dungen haben einen hohen Energiebedarf. In Lateinamerika 
ist der Anteil sauberer Energiequellen am Energie-Mix hoch, 
was sich als Chance erweisen könnte.

Rohstoffe als strategischer Hebel

Mit dem technologischen Wandel steigt der Bedarf an spezi-
fischen Rohstoffen, insbesondere für grüne Technologien. 
Die Internationale Energieagentur (IEA) prognostiziert unter 
anderem einen Anstieg der weltweiten Kupfernachfrage um 50 
% und eine Verachtfachung der Lithium-Nachfrage bis 2040. 
Lateinamerika verfügt über enorme Vorkommen. Im Dreieck 
Chile, Argentinien und Bolivien befinden sich rund 60-80 % 
der globalen Lithiumreserven, und Chile, Peru und Mexiko 
verfügen über rund 40 % der weltweiten Kupferreserven.  

Aufgrund seiner Dominanz in der Verarbeitung ist 
China der wichtigste Abnehmer für lateinamerikani-
sches Lithium und Kupfer. Chile und Argentinien sind 
die einzigen Länder weltweit, welche nebst China über 
signifikante Weiterverarbeitungskapazitäten für Lithium 
verfügen. Die hohe Konzentration der Weiterverarbei-

BRICS-Mitglied und 
OECD-Beitrittskandidat

BRICS-Partner

OECD

OECD-Beitrittskandidat

Beitritt angefragt

Kein Mitglied

Grafik 2:  Übersicht über die OECD- und BRICS-Mitgliedstaaten der Region 
(Eigene Darstellung, Quelle: OECD und InfoBRICS)

https://www.oecd.org/en/about/members-partners.html
https://infobrics.org


 	 ﻿	 9

tungskapazitäten macht Lieferketten anfällig für Versor- 
gungsunterbrüche. Naturkatastrophen und Produktionsaus-
fälle, aber auch strategische Exportkontrollen der Staaten 
selbst können das Angebot verknappen. Dies kann steigende 
Güterpreise zur Folge haben oder die industrielle Wettbe-
werbsfähigkeit jener Länder beeinträchtigen, die über keinen 
ausreichenden Marktzugang verfügen. Staaten mit Kapa-
zitäten zur Gewinnung und Weiterverarbeitung kritischer 
Rohstoffe besitzen somit einen strategischen Vorteil, den sie 
gezielt in ihrer Aussenwirtschaftspolitik einsetzen können.

Ausländische Direktinvestitionen in den Rohstoffsektor bieten 
Entwicklungschancen für die betroffenen Länder – insbe-
sondere wenn diese die vertikale Integration verbessern –,  
sind jedoch auch mit erheblichen Herausforderungen 
verbunden: Preisvolatilität und soziale Spannungen aufgrund 
von Umweltverschmutzung, Menschenrechtsverletzungen, 
Wassermangel, begrenzten Entschädigungen oder unge-
lösten Landkonflikten, die die Akzeptanz dieser Projekte in 
der lokalen Bevölkerung gefährden können.

Eine Sonderstellung unter den Rohstoffen nimmt Gold ein. 
Der starke Preisanstieg aufgrund der hohen globalen Nach-
frage schafft Anreize für den illegalen Bergbau, was zu 
menschenrechts- und, sicherheitspolitischen sowie zu ökolo-
gischen Risiken führt, letztere etwa durch den Einsatz von 
Quecksilber.

Schliesslich hat der Kontinent ein grosses Potenzial für die 
Produktion von grünem Wasserstoff. Einzelne Länder wie 
Brasilien oder Chile sind dabei, entsprechende Infrastruktur 
aufzubauen. 

Zunehmende strategische Bedeutung von Wirtschaft  
und Forschung

Wirtschaftliche und wissenschaftliche Aktivitäten haben in 
den vergangenen Jahren zunehmend an strategischer und 
sicherheitspolitischer Bedeutung gewonnen.

Insbesondere der stark konzentrierte Rohstoffsektor sowie 
Zukunftstechnologien gelten als sicherheitsrelevant und 
stehen aufgrund globaler Spannungen im Fokus geopoliti-
scher Risikoabwägungen. Um Abhängigkeiten zu verringern, 
haben China, die USA, die EU und andere Länder begonnen, 
bilaterale Rohstoffabkommen mit Produktionsländern abzu-
schliessen, und fördern den Aufbau von Weiterverarbeitungs-
kapazitäten im Inland. Parallel dazu ist in diesen Bereichen 
gerade seitens der USA und China eine Zunahme an unila-
teralen Exportbeschränkungen und anderweitigen strategi-
schen Handelsbarrieren feststellbar, die zum Ziel haben, den 
Technologieabfluss zu verhindern und die technologische 
Vormachtstellung zu sichern.

Diese Entwicklungen können auch die Schweiz unmittelbar 
betreffen, etwa durch den Druck zur Übernahme solcher 
Massnahmen oder durch Risiken für kritische Infrastrukturen, 
Know-how und Daten.

Für Lateinamerika ergibt sich ein uneinheitliches Bild: Während 
die Region von einer Verlagerung der Produktionsketten aus 
China (Near Shoring) profitieren könnte, gefährden US-Zu-
satzzölle bestehende, eng verzahnte Wertschöpfungsketten 
und den regionalen Wohlstand.

3.2 	Regionale Trends

 
Regionale Migration 

Die strukturellen Ursachen der Migration – soziale Ungleich-
heit, Gewalt, politische Verfolgung und der Klimawandel, 
aber auch Hoffnung auf besseres Einkommen – werden 
auch in den nächsten Jahren bestehen bleiben. Viele der 
Migrierenden bewegen sich vor allem innerhalb von Latein-
amerika, was dazu führt, dass in zahlreichen Staaten Heraus-
forderungen in Bezug auf Integration existieren. In Europa 
verfügen Spanien, Italien und Portugal über relativ grosszü-
gige Gesetze zur Wiedererlangung der Staatsangehörigkeit 
und erleichtern damit die Einwanderung aus Lateinamerika, 
die stark zunimmt.

Nachdem die irreguläre Migration von Latein- nach Nord-
amerika in den vergangenen Jahren nochmals zugenommen 
hatte, führten restriktivere Massnahmen der US-Regierung 
zu einem fast kompletten Stopp der Migration von Süden 
nach Norden. Es ist allerdings zu erwarten, dass die Migration 
innerhalb des Kontinents bestehen bleiben wird.

37 %
Australien

24 %
Chile

17 %
China

9 %
Simbabwe

8 %
Argentinien

4 %
Brasilien

1 %
Andere

Grafik 3: Anteil an globaler Lithium Produktion in % (Quelle: Energy Institute - 
Statistical Review of World Energy (2025), aufbereitet durch ourworldindata.org) 

https://www.energyinst.org/statistical-review
https://www.energyinst.org/statistical-review
https://ourworldindata.org
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Auslöser der grössten regionalen Migrationsbewegungen 
sind erstens politische und wirtschaftliche Krisen in Vene-
zuela, Haiti, Kuba und Nicaragua.

Zweitens treffen die Auswirkungen des Klimawandels den 
amerikanischen Kontinent in vielen Regionen hart. Urbani-
sierte Regionen leiden unter längeren Hitzewellen und beson-
ders Mittelamerika, sowie Teile Brasiliens, Chiles und der USA 
kämpfen mit chronischer Trockenheit, während in den tropi-
schen Anden die Gletscher zehnmal schneller abschmelzen 
als im globalen Durchschnitt – mit weitreichenden Folgen 
für die Wasser und Energieversorgung sowie für die Land-
wirtschaft. Auch die Häufigkeit schwerer Hurrikane hat sich 
seit 1980 verdoppelt. Küstennahe Gebiete, vor allem in der 
Karibik, sind dadurch, sowie durch den steigenden Meeres-
spiegel, besonders gefährdet.

Der dritte Faktor für Migration ist die langanhaltende Sicher- 
heitsproblematik in weiten Teilen Lateinamerikas. Menschen  
fliehen vor der Gewalt der organisierten Kriminalität, die  
aufgrund des illegalen Waffen- und Drogenhandels hoch- 
gerüstet ist.

 
Organisierte Kriminalität und Drogen

Organisierte Kriminalität und bewaffnete Gruppen finanzieren 
sich über Drogenhandel, Schmuggel, Schutzgelderpressung, 
Zuhälterei sowie illegalen Bergbau. Die steigende Nach-
frage nach Kokain, Fentanyl und anderen Drogen in Nord-
amerika und Europa, inklusive der Schweiz, und das grosse 
Angebot dieser Drogen, tragen zu dieser Dynamik bei. Im 
Kontext des internationalen illegalen Drogenhandels besteht 
eine Verbindung zwischen der Schweiz als Absatzmarkt, 
den Ländern Südamerikas als Produktionsstaaten und den 
Ländern Zentralamerikas und der Karibik als Transitstaaten. 
Risiken bestehen im Zusammenhang mit Geldwäscherei und 
der Verschleierung von Gewinnen aus Drogenhandel und 
illegalem Rohstoffabbau. Eine vertiefte internationale Zusam-
menarbeit von Expertinnen und Experten bei der Bekämp-
fung der Produktion, des Transits und der Finanzierung von 
illegalen Drogen sowie der Bekämpfung von illegalen Finanz-
flüssen ist somit auch für die Schweiz zunehmend wichtig. 

Demokratie, Gouvernanz und Menschenrechte

Für die Schweiz wie auch für viele Staaten des amerikanischen 
Kontinents bilden Demokratie und Menschenrechte einen 
zentralen Pfeiler des politischen Selbstverständnisses. Das 
demokratische Regierungssystem wird weiterhin von einer 
überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung befürwortet. 
Laut Umfragen des Latinobarometros stimmten 2024 in 17 
Ländern Lateinamerikas fast 70% der Befragten der Aussage 
zu: «Die Demokratie mag Probleme haben, aber sie ist das 
beste Regierungssystem.»

Gleichzeitig sind Demokratie und Menschenrechte in 
mehreren Ländern der Region unter Druck. Autokratische 

Tendenzen nehmen zu, und in einigen Staaten sind demo-
kratische Rückschritte zu beobachten. Als Reaktion auf 
sicherheitspolitische Krisen wurden mancherorts Ausnah-
mezustände verhängt, die grundlegende Menschenrechte 
erheblich einschränken. In El Salvador führen solche Mass-
nahmen zu Erfolgen im Bereich der Sicherheit – was bei 
der lateinamerikanischen Bevölkerung, die der Kriminalität 
überdrüssig ist, auf grosses Interesse stösst, trotz der dras-
tischen Einschnitte in die Menschenrechte. Zudem erliessen 
mehrere Staaten Gesetze, die den Handlungsspielraum von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen einschränken. All diese 
Massnahmen bergen das Risiko, demokratische Strukturen 
und Prozesse zu schwächen.

Das Vertrauen in staatliche Institutionen wird zusätzlich durch 
eine Vielzahl struktureller Probleme untergraben. Korruption, 
systematische Straflosigkeit, die Schwäche der Justiz, Gewalt 
durch organisierte Kriminalität, soziale Ungleichheit sowie 
anhaltende Menschenrechtsverletzungen belasten die demo-
kratische Substanz in vielen Ländern des Kontinents erheblich 
und tragen zu politischer Instabilität bei.

Hinzu kommt eine zunehmende politische Polarisierung. 
Populistische Bewegungen gewinnen an Einfluss. Die weit-
verbreitete Nutzung von sozialen Medien, kombiniert mit 
einem oft fragilen Mediensystem, verstärkt diese Entwick-
lung zusätzlich und erschwert eine ausgewogene politische 
Debatte.

3.3 	 Interessen der Schweiz

 
Prioritäten der Schweiz 

Die Schweiz verstärkt gemäss APS 2024–2027 ihre Interessen-
wahrung gegenüber den aussereuropäischen G20-Staaten. 
In den Amerikas unterhält die Schweiz mit diesen Ländern 
die intensivsten Wirtschafts- und Wissenschaftsbeziehungen. 
Auch ihre Bedeutung in Umwelt- und Sicherheitsfragen 
macht sie zu zentralen Ansprechpartnern für die Interessen-
wahrung der Schweiz in den Amerikas.

Die eingangs erwähnten globalen und regionalen Trends 
zeigen, dass die USA mit ihren einzigartigen wirtschaftlichen, 
wissenschaftlichen und militärischen Kapazitäten nach wie 
vor eine entscheidende Führungsrolle in der internationalen 
Politik einnehmen, was sich auch in den bilateralen Bezie-
hungen zur Schweiz widerspiegelt.

Eine ausschliessliche Fokussierung der Strategie auf die 
G20-Staaten würde der Diversität und dem Potenzial der 
Region jedoch nicht gerecht. Die Zusammenarbeit ausserhalb 
der G20-Staaten orientiert sich an den in der APS 2024–2027 
definierten Schwerpunkten: Sicherheit und Frieden, Wohl-
stand und Wettbewerbsfähigkeit, Umwelt, Demokratie und 
Gouvernanz.
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Die Schweiz hat ein grundlegendes Interesse an einem offenen, 
auf dem Völkerrecht basierenden internationalen Handel. Für 
eine resiliente Wirtschaft strebt sie einen möglichst diversifi-
zierten Zugang zu Märkten und Lieferketten für Schweizer 
Unternehmen an. Ein Netz moderner Freihandels-, Investi-
tions- und Doppelbesteuerungsabkommen bildet hierfür die 
Grundlage. In den Amerikas besteht weiterhin Potenzial zur 
Verbesserung dieser Rahmenbedingungen. Abgesehen von 
den USA zeigen viele Staaten der Region ein zunehmendes 
Interesse an einer Diversifizierung ihrer Handelspartner – eine 
Gelegenheit für die Schweiz, den gegenseitigen Handel zu 
fördern. Zudem ist die Versorgungssicherheit mit kritischen 
Rohstoffen ein wichtiges Anliegen. Die Verbesserung der wirt-
schaftlichen und wissenschaftlichen Rahmenbedingungen 
und des Zugangs mittels unterschiedlicher Abkommen 
gewinnt angesichts der zunehmenden Politisierung der Wirt-
schaft und Forschung an Bedeutung. Die Schweiz importiert 
grosse Mengen Gold aus der Region und Schweizer Firmen 
spielen eine bedeutende Rolle in der Förderung und im inter-
nationalen Handel mit Rohstoffen. Dabei hat die Schweiz ein 
zentrales Interesse an nachhaltig und verantwortungsvoll 
gestalteten Wertschöpfungsketten.

Ausserhalb Europas befinden sich in den Amerikas die meisten 
Mitglieder und Beitrittskandidaten der OECD. Die technische 
Unterstützung dieser Kandidaten ist für die Schweiz für einen 
geregelten internationalen Handel von grosser Bedeutung.

Stabile und demokratische Staaten sind verlässliche Partner 
für die Schweiz – in wirtschaftlicher, gesellschaftlicher und 
sicherheitspolitischer Hinsicht. Im Rahmen ihrer aussen-
politischen Priorität der Demokratieförderung fokussiert 
sich die Schweiz auf die Stärkung der Widerstandsfähigkeit 
etablierter oder rückschreitender Demokratien. Der Doppel-
kontinent ist dafür besonders geeignet, denn er beheimatet 
viele etablierte Demokratien und kämpft gleichzeitig mit 
Herausforderungen, die Demokratie und Menschenrechte in 
mehreren Ländern der Region unter Druck setzen.

Vielfältige und funktionierende Ökosysteme bilden die 
Grundlage unserer Ernährungssysteme, regulieren das Klima 
und halten Luft und Wasser sauber. Die Amerikas beher-
bergen beispielsweise rund 40 % der weltweiten Biodi-
versität, die lebenswichtige Leistungen für die Menschheit 
erbringt. Aufgrund ihres ökologischen Kapitals ist die Region 
im globalen Umwelt- und Klimaschutz hoch relevant. Die 
Schweiz hat sich international und national verpflichtet, ihre 
Emissionen bis 2030 gegenüber 1990 um 50 % zu senken. 
Diese Reduktion soll teilweise über bilaterale Abkommen und 
Klimaschutzprojekte, unter anderem in den Amerikas (Brasi-
lien, Chile, Dominica, Peru und Uruguay), erreicht werden.

Frieden und Sicherheit sind Grundvoraussetzungen für Wohl-
stand und nachhaltige Entwicklung. Die Schweiz bringt ihre 
Guten Dienste dort ein, wo Nachfrage besteht und sie einen 
sinnvollen Beitrag leisten kann. Dank ihrer Diskretion sowie der 
Tradition, ein breites Netzwerk und offene Kanäle zu pflegen, 
wird sie in den Amerikas als vertrauenswürdige Partnerin wahr-
genommen. Dies auch, weil die Schweiz weiterhin humanitäre 

Hilfe in Lateinamerika und der Karibik leistet und damit ihrer 
humanitären Tradition treu bleibt. Konflikte haben nicht nur 
lokale Auswirkungen – sie betreffen auch wichtige Schweizer 
Interessen in den Bereichen Sicherheit und Wirtschaft. Global 
agierende kriminelle Netzwerke mit Verbindungen zu den 
Amerikas stellen ein Sicherheitsrisiko für die Schweiz dar. 
Sie können nicht nur vor Ort Schweizer Firmen gefährden, 
sondern ihre Aktivitäten bis in die Schweiz hinein ausdehnen. 

Wofür steht die Schweiz in den Amerikas?

Für die Umsetzung ihrer Ziele kann die Schweiz in den 
Amerikas von einem grundsätzlich sehr guten Ruf profitieren. 
In Umfragen in den USA, Kanada, Brasilien und Argentinien 
ist die Schweiz bei der Bevölkerung dieser Länder bekannt 
und verfügt über ein sehr gutes Image. Dieses ist aber ober-
flächlich und stark auf die klassischen Stereotype beschränkt: 
schöne Landschaften, Wohlstand und qualitativ hochste-
hende Produkte. Bei Personen, die mit den Botschaften 
der Schweiz in Kontakt stehen, wird sie zudem als kompe-
tente, diskrete und vertrauenswürdige Partnerin angesehen. 
Darüber hinaus wird sie als Land mit stabiler Demokratie, 
einem robusten politischen System und einem dynamischen 
Wirtschaftsstandort wahrgenommen. Auch ihre Rolle als 
Depositarstaat der Genfer Konventionen sowie ihre Haltung 
zu Multilateralismus und Völkerrecht wird von vielen Staaten 
in der Region positiv gewürdigt.

Diese positive Wahrnehmung ist eine Stärke der Schweiz, 
die sich auch in konkreten Anfragen im Rahmen von Guten 
Diensten materialisiert, etwa als Schutzmacht, Gaststaat oder 
Begleitung von Friedensprozessen. Die lange demokratische 
und humanitäre Tradition der Schweiz unterstreicht ihre 
Glaubwürdigkeit in diesem Bereich. Reputationsrisiken für die 
Schweiz bestehen hinsichtlich Assoziationen mit Korruption, 
organisierter Kriminalität und Steuerhinterziehung.  

 
Kernaufgaben der Vertretungen

Diese guten Beziehungen sind historisch verankert. So leben 
heute auf dem amerikanischen Kontinent mehr Schweize-
rinnen und Schweizer als in allen anderen Erdteilen ausserhalb 
Europas zusammen. Sie prägen das Image der Schweiz. In der 
Region befinden sich auch die Hälfte aller Schweizer Schulen 
im Ausland, welche einen wichtigen Beitrag zur Förderung 
der Schweizer Kultur und Werte leisten. Die Sicherstellung der 
konsularischen Dienstleistungen für Auslandschweizerinnen 
und -schweizer sowie für die grosse Anzahl an Schweizer 
Touristinnen und Touristen stellt daher einen wesentlichen 
Bestandteil der täglichen Arbeit der Schweizer Botschaften dar.

Das breite Vertretungsnetz in der Region ermöglicht es, die 
Schweizer Interessen auf dem Doppelkontinent wirkungs-
voll und kontinuierlich zu vertreten. Die Botschaften und 
Konsulate pflegen die Kontakte mit den Behörden, der 
Wirtschaft und den zivilgesellschaftlichen Akteuren vor Ort. 
Dies erlaubt es ihnen, bei diesen die Schweizer Anliegen 



12	  ﻿

und Verhandlungspositionen einzubringen, Unternehmen 
bei Schwierigkeiten oder bei der Ansiedelung auf neuen 
Märkten zu unterstützen und zielgerichtete Kooperationen 
mit Schweizer Akteuren in verschiedenen Bereichen aufzu-
gleisen. Schliesslich ergreifen sie auf der Basis der Strategie 
Landeskommunikation 2025–2028 und der daraus abge-
leiteten lokalen Strategie die geeigneten Kommunikati-
onsmassnahmen für die Interessenwahrung und pflegen 
die Wahrnehmung der Schweiz und ihr Bild als attraktiven 
Tourismus- und Wirtschaftsstandort.

64 %
Europa

23 %
Amerikas

7 %
Asien

4 %
Ozeanien

2 %
Afrika

Grafik 4: Im Ausland niedergelassene Schweizerinnen und Schweizer 2025 
(Quelle: BfS)
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4 	Schwerpunkte der Schweiz 
in den Amerikas

4.1 	 G20-Staaten

4.1.1 USA

Einschätzung und Merkmale 

Die USA profitieren von ihrer geografischen Lage, ihrer Grösse,  
ihren natürlichen Ressourcen sowie einem liberalen Wirt-
schaftsmodell. Das Land verfügt über eine vielfältige und 
dynamische Bevölkerung, die als treibende Kraft für Inno-
vation und wirtschaftliche Erneuerung wirkt. Trotz dieser  

 
 
 
 
 

 
 
Vorteile stehen die USA vor Herausforderungen wie ein teures 
Gesundheits- und Bildungssystem, hohe Staatsverschuldung, 
ausgeprägte Einkommensunterschiede und soziale Ungleich-
heiten und eine stark polarisierte Gesellschaft. 

US A

Einwohnerzahl:  
347 Millionen, Rang 3 (2025)
Gini-Index:  
0,42 (2024)
HDI:  
Rang 17/193 (2025)

BIP (nominal):  
30 767 Milliarden USD (2025)
Jährliches BIP-Wachstum:  
+2,1 % (vs. 2024)
BIP pro Kopf:   
89 991 USD (2025)

Vertretung seit: Gesand-
schaft 1882; Konsulat 1822
Schweizer Gemeinschaft: 
85 937 (2025)
Bilateraler Handel:  
160,1 Milliarden CHF (2025)
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Grafik 5: Entwicklung der Ölproduktion in Terawattstunden in ausgewählten Ländern (Quelle: Energy Institute - Statistical Review of World Energy (2025)  
und The Shift Data Portal (2019), aufbereitet durch ourworldindata.org) 

https://www.energyinst.org/statistical-review
https://ourworldindata.org
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Die USA haben das internationale System nach dem Zweiten 
Weltkrieg als Führungsmacht wesentlich geprägt und 
nehmen aufgrund ihrer aussergewöhnlichen wirtschaftlichen 
und militärischen Kapazitäten nach wie vor eine entschei-
dende Führungsposition in der internationalen Politik ein. 
Auch wenn sich die USA neu von dieser globalen Führungs-
rolle verabschieden, haben die Entwicklungen in den USA 
in sicherheits- und wirtschaftspolitischen sowie technolo-
gischen Fragestellungen weiterhin weitreichende Auswir-
kungen auf nahezu alle Staaten der Welt.

Seit seinem Amtsantritt am 20. Januar 2025 verfolgt US-Prä-
sident Donald Trump konsequent seine «America First»-Dok-
trin, die weitreichende Konsequenzen für das nationale 
Gefüge der USA sowie für die globale Ordnung hat. Die USA 
stellen die Verbindlichkeit multilateraler Mechanismen und 
bestehender völkerrechtlicher Verpflichtungen zunehmend in 
Frage, sofern diese als Einschränkung nationaler Souveränität 
oder Interessen betrachtet werden. Sie sind aus dem Pariser 
Klimaabkommen, der Klimarahmenkonvention (UNFCCC), 
der Weltgesundheitsorganisation, der UNESCO und dem 
UNO-Menschenrechtsrat ausgetreten. Sie haben zudem 
Sanktionen gegen den Internationalen Strafgerichtshof 
ergriffen und die Funktionsfähigkeit der Welthandelsor-
ganisation beeinträchtigt. Diese Haltung hat unmittelbare 
Auswirkungen auf die Interessen der Schweiz und auf das 
internationale Genf.

Die Schweiz achtet die lange demokratische Tradition der 
USA, beobachtet jedoch mit Sorge einige Entwicklungen. Ihr 
Status als demokratisches Vorbild wird zunehmend in Frage 
gestellt – mit Auswirkungen auch auf die Glaubwürdigkeit 
demokratischer Werte weltweit. Eine geringere Präsenz der  
USA in der internationalen Demokratieförderung kann beste-
hende Einflussräume autoritärer Akteure vergrössern.

Die Aussenwirtschaftspolitik der USA entwickelt sich protek-
tionistisch, transaktional und machtpolitisch. So verfolgt die 
Erhebung von Zöllen mehrere Ziele, zum Beispiel die Rein-
dustrialisierung der USA und die Generierung von Staatsein-
nahmen. Die Zollpolitik schafft jedoch Unsicherheiten und  
Ineffizienzen, was sich negativ auf die amerikanische und  
globale Wirtschaft auswirkt. Hinzu kommt die hohe Staats-
verschuldung der USA, die zusammen mit der Zollpolitik 
ein signifikantes Destabilisierungspotenzial für die interna-
tionalen Finanzmärkte hat. Trotz dieser Herausforderungen 
bleibt der amerikanische Markt aufgrund seiner Grösse und 
Innovationskraft weiterhin zentral für international tätige 
Unternehmen.    

Im Bereich der neuen und zukunftsweisenden Technolo-
gien unterstreichen die USA ihren Führungsanspruch, unter 
anderem durch eine marktorientierte KI-Politik mit dem Ziel, 
ein innovationsfreundliches Umfeld zu fördern und die inter-
nationale Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Im Wettlauf um 
künstliche Intelligenz sowie in der Bio- und Quantentechno-
logie haben die USA einen Vorsprung. Weiter sind die USA 
auch führend in der Raumfahrttechnologie mit mehreren 
Innovationsökosystemen. In diesen kommen eine etablierte 
Luft- und Raumfahrtinfrastruktur, Risikokapital, Forschungs-
institutionen und Militärkooperationen zusammen und 
ermöglichen bahnbrechende Fortschritte in Start- und Satel-
litensystemen, in der Weltraumfertigung und der Planeten-
forschung. Mit strategischen Exportbeschränkungen und 
massiven Investitionen versuchen die USA diesen Vorsprung 
zu erhalten. Insbesondere China soll der Zugang zu den leis-
tungsfähigsten Technologien verwehrt bleiben. Dieser Wett-
bewerb mit China prägt auch den für die Schweiz – unter 
anderem aufgrund des CERN-Sitzes – relevanten Bereich der 
Teilchenphysik. Zudem streben die USA in den letzten Jahren 
einen erheblichen Ausbau der Nuklearenergie bis 2030 an.

Grafik 6: Entwicklung der Gasproduktion in Terawattstunden in ausgewählten Ländern (Quelle: Energy Institute - Statistical Review of World Energy (2025)  
und The Shift Data Portal (2019),  aufbereitet durch ourworldindata.org)
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Damit soll der wachsende Energiebedarf der KI-Industrie 
gedeckt und die führende Position der USA in diesem strate-
gischen Bereich langfristig gesichert werden.

Sicherheitspolitisch setzen die USA verstärkt auf ihre 
Vormachtstellung in ihrer eigenen Hemisphäre und auf den 
Indo-Pazifik, um dem wachsenden Einfluss Chinas entgegen-
zuwirken. Die USA verknüpfen ihre Beiträge zur europäischen 
Sicherheit mit der Erwartung höherer Verteidigungsausgaben 
im Rahmen der NATO. In der Ukraine sowie im Nahen Osten 
nehmen die USA eine Schlüsselrolle ein, deren Wirkung 
ambivalent ist: Sie sind unverzichtbarer Akteur für Deeska-
lations‑ und Lösungsansätze, beeinflussen durch ihr Handeln 
jedoch zugleich Verlauf und Intensität der Konflikte. Auch in 
anderen Regionen haben die USA 2025 punktuell eine wich-
tige Rolle bei Waffenstillstands- und Friedensverhandlungen 
eingenommen. 

 
Bilaterale Beziehungen

Die langjährigen bilateralen Beziehungen basieren auf wirt-
schaftlichen, wissenschaftlichen, diplomatischen und persön-
lichen Verbindungen. Über eine Million US-Staatsangehörige 
haben Wurzeln in der Schweiz, und mit rund 86 000 in den 
USA lebenden Auslandschweizerinnen und -schweizern 
beheimaten die USA die drittgrösste Auslandschweizerge-
meinschaft weltweit.

Die USA sind nach der EU der grösste Handelspartner der 
Schweiz. Die Bedeutung des US-Marktes für die Schweizer 
Warenexporte ist in den letzten Jahren kontinuierlich 
gestiegen, was hauptsächlich an der dynamischen Wirt-
schaftsentwicklung der USA liegt. Der bilaterale Dienstleis-
tungshandel hingegen fällt zugunsten der USA aus. Zudem 
sind sie das wichtigste Zielland von Schweizer Direktinves-
titionen. Gemäss den letzten US-Zahlen ist die Schweiz die 
sechstgrösste ausländische Quelle von Direktinvestitionen, 
und die grösste im Bereich Forschung und Entwicklung. 
Schweizer Firmen schaffen in den USA circa 400 000 
Stellen. Der Durchschnittslohn dieser Stellen liegt bei 130 
000 Dollar, was dem höchsten Wert aller ausländischen 
Investoren entspricht. Die USA waren 2023 das drittwich-
tigste Herkunftsland ausländischer Direktinvestitionen in der 
Schweiz. Die zunehmende Nutzung machtpolitischer Inst-
rumente zur Durchsetzung wirtschaftlicher Interessen kann 
dieser Wirtschaftspartnerschaft schaden.

Die Schweiz pflegt auch enge wissenschaftliche Beziehungen 
zu den USA. Schweizer Forschende arbeiten gemessen an 
der Anzahl Publikationen am häufigsten mit amerikanischen 
Forschenden zusammen (ca. 14 %). Diese Kooperation zeigt 
sich besonders im Bereich der Quantentechnologie, wo die 
USA mit einem Anteil von 16 % ebenfalls der wichtigste 
Partner bei wissenschaftlichen Publikationen sind. Auch auf 
unternehmerischer Ebene ist die Wissenschaftszusammenar-
beit stark ausgeprägt: Swissnex ist mit einem Hauptstandort 
an der Ostküste (Boston und New York) und an der West-
küste (San Francisco) vertreten. Diese unterstreichen die 

strategische Bedeutung der USA in der Innovationsförderung. 
Die Schweiz und die USA pflegen seit 2015 auch eine insti-
tutionalisierte Zusammenarbeit im Bereich der Berufsbildung. 
Grundlage dafür sind eine gemeinsame Absichtserklärung 
sowie ein Memorandum of Understanding zur Berufsbildung, 
zuletzt erneuert 2024.

Seit 1980 vertritt die Schweiz die Interessen der USA im 
Iran. Durch das Schutzmachtmandat wird die Schweiz in 
Washington als geschätzte, zuverlässige und vertrauens-
würdige Partnerin in diesem Kontext wahrgenommen. Dies 
ermöglicht den direkten Austausch mit hohen Vertreterinnen 
und Vertreter der US-amerikanischen Regierung.

 
Zukünftige  bilaterale Zusammenarbeit

Die Infragestellung völkerrechtlicher Verpflichtungen stellt 
das Vertrauen in die Verlässlichkeit der USA als Partnerin 
auf den Prüfstand. Um ihre Interessen zu wahren, wird die 
Schweiz den regelmässigen Dialog mit den USA auf verschie-
denen Ebenen fortführen und sich gleichzeitig vermehrt mit 
anderen Ländern koordinieren.

Die Schweiz ist bereit, die Investitions- und Handelsbezie-
hungen in Zukunft auszubauen. Davon zeugen hohe Inves-
titionen in die US-amerikanische Industrieproduktion, insbe-
sondere im Bereich Forschung und Entwicklung, sowie das 
Engagement von Schweizer Unternehmen in der Ausbildung 
der in den USA benötigten Fachkräfte.

Die starke Partnerschaft im Bereich der Forschung und Innova-
tion sowie Peer-to-Peer-Verbindungen zwischen der Schweiz 
und den USA, die in allen US-Bundesstaaten bestehen (Inno-
vationszentren, Fakultäten und Labors), soll gesichert werden, 
um wegweisende Lösungen für Gesellschaft und Industrie zu 
liefern. Der Austausch von spezifischem Fachwissen innerhalb 
dieser Partnerschaft schafft die Grundlage, um Innovationen 
in Bereichen wie Quantenforschung, Raumfahrt, KI, Cybersi-
cherheit, Biowissenschaften, Landwirtschaft und Lebensmit-
telinnovation voranzutreiben.

Die Schweiz setzt sich für Partnerschaften im Bereich Frieden 
und Sicherheit ein – etwa im Rahmen ihres OSZE-Vorsitzes 
2026. Dabei wirkt sie darauf hin, die USA als zentralen Partner 
eingebunden zu halten, deren unverzichtbarer Beitrag für 
die Wirksamkeit der Organisation entscheidend ist. Sicher-
heitspolitisch ergänzt sie die schon bestehende militärische 
Ausbildungszusammenarbeit unter anderem durch das State 
Partnership Program mit der Nationalgarde Colorados. Durch 
regelmässigen Austausch soll der gegenseitige Kompetenz- 
und Fähigkeitsaufbau unterstützt werden. Die USA spielen 
zudem als Produzent und Lieferant von Rüstungsgütern für 
die Schweiz eine wichtige Rolle. 
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Grafik 7: Beitrag der Schweizer Wirtschaft zur Beschäftigung in den USA (2022) (Quelle: EDA)
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Ziele und aktuell geplante Massnahmen:

Bilaterale Partnerschaft

1.	 Die Schweiz positioniert ihre Partnerschaft mit den USA entlang gemeinsam definierter Interessen und strategischer Prioritäten.
a.	 Sie führt den mit den USA etablierten strategischen Partnerschaftsdialog weiter.
b.	 Sie prüft die Eröffnung eines Generalkonsulats im Bundesstaat Texas mit Fokus auf Wirtschaft und Innovation.

Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit

2.	 Die Schweiz verbessert die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Schweizer Unternehmen in den USA.
a.	 Sie schliesst Abkommen ab, die Handel und Investitionen fördern, Rechtssicherheit schaffen und den Abbau von Zöllen sowie Handelshemm-

nissen unterstützen.​
b.	 Sie strebt im Steuerbereich die rasche Finalisierung und Ratifizierung des revidierten Doppelbesteuerungsabkommens an, zur Unterstützung 

der Investitionstätigkeiten.

3.	 ​Die Schweiz schafft optimale Rahmenbedingungen für die Weiterführung und Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen schweizeri-
schen und US-amerikanischen Akteuren in Bildung, Forschung und Innovation (BFI).  
a.	 Sie pflegt einen kontinuierlichen Austausch und die etablierten Instrumente und Gefässe mit den USA, unter anderem zu kritischen und neuen 

Technologien und stärkt damit den Wissenschaftsstandort Schweiz.
b.	 Die Sichtbarkeit der Schweiz als Forschungs- und Innovationsstandort wird mittels Public Diplomacy gestärkt.
c.	 Sie stärkt die Zusammenarbeit mit den USA in der Berufsbildung.

Frieden und Sicherheit

4.	 ​Die Schweiz leistet Gute Dienste für die USA.
a.	 Sie führt das Schutzmachtmandat für die USA im Iran fort.
b.	 Sie bietet weitere Gute Dienste an, beispielsweise als Veranstaltungsort für internationale Treffen, Verhandlungen und Konferenzen.

5.	 Die Schweiz pflegt ihre sicherheitspolitische Zusammenarbeit mit den USA in spezifischen Bereichen.
a.	 Sie pflegt einen kontinuierlichen Austausch mit den USA zu sicherheitspolitischen Themen und Projekten und stärkt damit sowohl die 

Verteidigungsfähigkeit der Schweiz als auch die europäische Sicherheit.
b.	 Die im Rahmen des State Partnership Program mit Colorado enthaltenen Möglichkeiten der militärischen und zivilen Kooperation werden weiter 

konkretisiert und umgesetzt. 
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4.1.2 Kanada 

Einschätzung und Merkmale

Kanada ist die neuntgrösste Volkswirtschaft der Welt, G7- 
und G20-Mitglied sowie nach Russland das flächenmässig 
zweitgrösste Land der Welt mit Zugang zu Atlantik, Pazifik 
und Arktis. Kanada verfügt über grosse Rohstoffvorkommen, 
darunter Gold, Uran und Düngemittel sowie für die Energie-
wende essenzielle Metalle wie Nickel, Kupfer und Kobalt. 
Gleichzeitig ist Kanada ein weltweit führender Forschungs-
standort mit 30 Spitzenuniversitäten und gehört zu den zehn 
Ländern mit den meisten wissenschaftlichen Publikationen. 
Besonders stark ist Kanada in Zukunftstechnologien wie 
KI und Quantenforschung und ist deshalb der fünftgrösste 
Empfänger von KI-Investitionen.

Wirtschaftlich und sicherheitspolitisch ist Kanada eng mit den 
USA verflochten. Dank des Freihandelsabkommens United 
States-Mexico-Canada (USMCA) sind die kanadisch-ameri-
kanischen Wertschöpfungsketten eng verzahnt. Der Handel 
mit dem südlichen Nachbarstaat ist teilweise intensiver und 
weiter liberalisiert als zwischen den kanadischen Provinzen. 
Die US-Wirtschaftspolitik hat deshalb signifikante Auswir-
kungen auf die kanadische Wirtschaft. Sicherheitspolitisch 
sind die USA ebenfalls zentral für die kanadische Verteidigung. 
 
Angesichts geopolitischer Spannungen gewinnt die Diver-
sifizierung der wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen 
Beziehungen mit Europa an Bedeutung. Kanada als The most 
European of non European countries pflegt seine transatlan-
tischen Beziehungen und ist ein überzeugtes NATO-Mitglied. 
Kanada pflegt seine bilateralen Beziehungen mit der EU und 
ist auch bei der Europäischen Weltraumorganisation (ESA) das 
erste und einzige nicht-europäische kooperierende Mitglied. 
Die Unterstützung der Ukraine ist seit Jahren eine parteiüber-
greifende Priorität, die ihren Ursprung in der grossen ukraini-
schen Diaspora von 1,3 Millionen Menschen hat.

Der Klimawandel in der Arktis ermöglicht neue Schifffahrts-
wege und Zugang zu Ressourcen, was das Interesse anderer 
Staaten und Akteure weckt. Die wirtschaftlichen Chancen 
bergen auch Herausforderungen für die Umwelt. Der Schutz 
der arktischen Souveränität ist eine Priorität für Kanada.

Kanada setzt sich zudem für eine regelbasierte Weltord-
nung mit einem funktionierenden multilateralen System 
ein. Seine aktive Beteiligung in der UNO, in internationalen 
Organisationen wie WTO, OECD, OSZE, OIF sowie die G7- 
und G20-Mitgliedschaft unterstreichen diese Priorität. Als  

 
 

 
föderale, mehrsprachige Demokratie mit stabilen Instituti-
onen legt Kanada grossen Wert auf den Schutz von Grund-
freiheiten und Minderheiten.

 
Bilaterale Beziehungen

Der seit vielen Jahren etablierte Dialog zu Politik, Wirtschaft 
und Wissenschaft trägt zu einer vertrauensvollen Partner-
schaft bei. Kanada ist der zweitgrösste Handelspartner der 
Schweiz in den Amerikas, und die Schweiz der sechstgrösste 
Direktinvestor in Kanada. Die Schweizer Privatwirtschaft ist in 
Kanada gut verankert. Die sprachliche Nähe und eine ähnliche 
Geschäftskultur machen Kanada als Standort für einen Einstieg 
in den nordamerikanischen Markt für Schweizer Firmen inter-
essant. Die mehr als 300 Schweizer Niederlassungen in Kanada 
schaffen rund 50 000 Arbeitsplätze. Der Bedarf an Unterstüt-
zung durch das Vertretungsnetz dürfte bei einem anhaltenden 
Handelsstreit zwischen Kanada und den USA zunehmen. Die 
Erneuerung bestehender Abkommen stärkt die Rahmenbe-
dingungen für betroffene Unternehmen und erhöht deren 
Planungssicherheit.

Kanada und die Schweiz sind führend in zukunftsgerichteten 
Forschungsfeldern. Die Zusammenarbeit mit Kanada in diesem 
Bereich bleibt somit längerfristig von hoher Bedeutung. Das 
2023 unterzeichnete Joint Statement hat in den letzten Jahren 
neue Kooperationslinien eröffnet – etwa in der Polarforschung –,  
die für das Verständnis des Klimawandels in den Alpen wichtig 
sind. Die Schweiz geniesst in Kanada einen exzellenten Ruf als 
Forschungsstandort.

Die Schweiz und Kanada kooperieren auch im kulturellen 
Bereich, insbesondere im Rahmen eines Abkommens über 
Filmkoproduktionen.

Die gute wirtschaftliche Dynamik, eine hohe Lebensqualität 
und politische Stabilität machen Kanada zu einem beliebten 
Einwanderungsland, auch für Schweizer und Schweizerinnen. 
Kanada beherbergt die fünftgrösste Auslandschweizergemein-
schaft. Die Vertretungen in Ottawa, Montreal und Vancouver 
sowie die fünf Honorarkonsulate betreuen die Ausland-
schweizergemeinschaft und die zahlreichen Touristinnen und 
Touristen in Kanada. Zudem erteilt die Schweiz Visa für andere 
Schengen-Staaten und nimmt damit eine zentrale Funktion 
innerhalb der Schengen-Zusammenarbeit wahr. Eine stärkere 
Präsenz im Grossraum Toronto wird angestrebt.

K ANADA

Einwohnerzahl:  
40 Millionen, Rang 38 (2025)
Gini-Index:  
0,32 (2022) 
HDI:  
Rang 16/193

BIP (nominal):  
2 319 Milliarden USD (2025)
Jährliches BIP-Wachstum:  
+1,7 % (vs. 2024)
BIP pro Kopf:   
55 765 USD (2025)

Vertretung seit: Gesandt-
schaft 1945; Konsulat 1875
Schweizer Gemeinschaft: 
41 958 (2025)
Bilateraler Handel:  
12,5 Milliarden CHF (2025)
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Ziele und aktuell geplante Massnahmen:

Bilaterale Partnerschaft

1.	 Die Schweiz positioniert ihre Partnerschaft mit Kanada entlang gemeinsam definierter Interessen und strategischer Prioritäten.
a.	 Sie führt den politischen Dialog im Rahmen der jährlichen Konsultationen weiter.

Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit

2.	 Die Schweiz verbessert die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Schweizer Unternehmen in Kanada.
a.	 Sie strebt die Modernisierung des bestehenden Freihandelsabkommen EFTA–Kanada, des Doppelbesteuerungsabkommens sowie des Mutual 

Recognition Agreement zur Zertifizierung von Arzneimitteln an.

3.	 ​Die Schweiz schafft optimale Rahmenbedingungen für die Weiterführung und Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen schweizeri-
schen und kanadischen Akteuren in Bildung, Forschung und Innovation. 
a.	 Sie setzt die Joint Declaration zu Wissenschaft, Technologie und Innovation in den Bereichen Klima und Nachhaltigkeit, Life Sciences und 

Gesundheit, Quantenwissenschaft und -technologien sowie künstliche Intelligenz weiter um.
b.	 Die Sichtbarkeit der Schweiz als Forschungs- und Innovationsstandort wird mittels Public Diplomacy gestärkt.

Frieden und Sicherheit

4.	 ​Die Schweiz vertieft ihre Zusammenarbeit mit Kanada im sicherheitspolitischen Bereich sowie zu Menschenrechten.
a.	 Sie intensiviert den Austausch mit den kanadischen Behörden auf bilateraler und multilateraler Ebene, unter anderem im Rahmen der 

OSZE-Präsidentschaft der Schweiz 2026.
b.	 Sie strebt den Abschluss einer nicht rechtsverbindlichen Kooperationsvereinbarung mit Kanada im Bereich des militärischen Trainings und 

Ausbildung an.
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4.1.3 Mexiko

Einschätzung und Merkmale

Als föderaler Staat mit 132 Millionen Einwohnerinnen und 
Einwohnern und über 60 Nationalsprachen ist Mexiko ein 
Land mit einer vielfältigen Kultur, die sowohl in Nord- als 
auch in Lateinamerika verankert ist.

Mit 14 Freihandelsabkommen mit 52 Ländern gilt das 
OECD-Mitglied Mexiko als einer der attraktivsten und 
offensten Märkte der Region. Das Freihandelsabkommen mit 
der EU und insbesondere auch das United States-Mexico- 
Canada Agreement, USMCA, zählen dazu. Diese starke 
Integration in den nordamerikanischen Markt hat Mexiko im 
regionalen Vergleich als einen wichtigen Produktionsstandort 
etabliert. Rund 80 % der mexikanischen Exporte gehen in 
die USA, was das Land von seinem nördlichen Nachbarn 
abhängig macht. Eine stabile und voraussehbare Beziehung 
zu den USA ist für das Investitionsklima und die regionale 
Integration der Wertschöpfungsketten essenziell. Gleichzeitig 
erkennt Mexiko unter Druck der US-Zollpolitik die Notwen-
digkeit, seine Wirtschaftsbeziehungen zu diversifizieren, was 
für Länder wie die Schweiz Opportunitäten eröffnet. Für die 
kommenden Jahre wird erwartet, dass die mexikanische Wirt-
schaft von einer jungen und wachsenden Erwerbsbevölke-
rung profitieren wird. Im regionalen Vergleich bildet Mexiko 
zudem eine hohe Zahl an Absolventinnen und Absolventen in 
naturwissenschaftlichen und technischen Fächern aus.

Präsidentin Claudia Sheinbaum Pardo und ihre Partei Morena 
haben bei den Wahlen 2024 breiten Rückhalt in der Bevöl-
kerung erhalten, was der Regierungspartei Spielraum für 
die Umsetzung zentraler Reformvorhaben eröffnet. Zugleich 
macht der Wahlsieg die Bedeutung einer umsichtig gestal-
teten Reformagenda deutlich – insbesondere im Justizwesen 
und bei der Neuausrichtung vormals autonomer Institutionen 
–, um demokratische Grundprinzipien und die Rechtsstaat-
lichkeit zu wahren.

Der Wechsel in der mexikanischen Regierung hat zudem zu 
einer Priorisierung von Nachhaltigkeits- und Umweltthemen 
geführt. In diesem Zusammenhang sind umfangreiche Inves-
titionen in den Ausbau erneuerbarer Energien sowie in die 
Infrastruktur geplant.

Mexiko ist ein Herkunfts-, Transit- und zunehmend auch ein 
Zielland von Migration. Diese Entwicklung ist zum Teil auf 
die restriktivere Migrationspolitik der USA zurückzuführen,  
die dazu führt, dass Menschen mit dem Ziel USA in Mexiko 

 
  
 

stranden. Die mexikanische Wirtschaft ist in der Lage, einen 
Teil dieser Migrantinnen und Migranten zu integrieren, der 
starke Anstieg der Asylgesuche und deren Bearbeitung stellt 
jedoch eine Herausforderung dar.

Mexiko ist mit einer anhaltenden Sicherheitskrise konfron-
tiert. Der Zersplitterung der Drogenkartelle in den 
2000er-Jahren folgte eine Eskalation der Gewalt. Die Folge 
ist eine seit Jahren hohe Mordrate und eine grosse Zahl von 
Verschwundenen. Die organisierte Kriminalität ist nicht nur 
im Drogenhandel aktiv, sondern hat ihre Aktivitäten auf den 
Menschenhandel und die Kontrolle legaler Geschäftsfelder 
ausgeweitet. Der illegale Waffenhandel, vor allem aus den 
USA, sowie die weitverbreitete Korruption erschweren die 
Bekämpfung dieser Organisationen zusätzlich.

Mexiko setzt sich für die Einhaltung des Völkerrechts und 
ein starkes multilaterales System ein. In der UNO nimmt das 
Land die Rolle eines Vermittlers ein. Mexiko vertritt ähnliche 
Positionen wie die Schweiz und zeigt sich als aktives und 
konstruktives Mitglied.

Bilaterale Beziehungen

Die bilateralen Beziehungen mit der Schweiz sind vielfältig. 
Vor allem in den Bereichen Wirtschaft, Menschenrechte und 
Umwelt besteht eine rege Zusammenarbeit. Diese wird durch 
jährliche politische Konsultationen, Menschenrechtsdialoge 
und eine gemischte Wirtschaftskommission gefestigt. Ein 
Swiss Business Hub ist in die Botschaft integriert.

Als neuntgrösster Investor mit über 400 aktiven Unternehmen 
verfügt die Schweiz über eine starke und diversifizierte wirt-
schaftliche Präsenz in Mexiko. Ein Abschluss der Verhand-
lungen über die Modernisierung des Freihandelsabkommens 
und des Investitionsschutzabkommens wären wichtige 
Bausteine für den weiteren Ausbau der Handelsbeziehungen. 
Darüber hinaus vertiefen beide Länder die Zusammenarbeit 
in Forschung und Innovation zur gezielten Nutzung beste-
hender BFI-Instrumente.

Ein weiteres wichtiges Element ist die bi- und multilaterale 
Zusammenarbeit im Bereich der Menschenrechte. Die gemein-
same Mitgliedschaft im Menschenrechtsrat bis Ende 2027 
ermöglicht eine gezielte multilaterale Koordination. Bilateral 
unterstützt die Schweiz ein forensisches Projekt zur Verbes-
serung der Identifizierung mit dem Ziel, zur Bekämpfung der 

ME XIKO

Einwohnerzahl:  
132 Millionen, Rang 11 (2025)
Gini-Index:  
0,43 (2024)
HDI:  
Rang 81/193

BIP (nominal):  
1 832 Milliarden USD (2025)
Jährliches BIP-Wachstum:  
+0,6 % (vs. 2024)
BIP pro Kopf:   
13 741 USD (2025)

Vertretung seit: Gesandtschaft 
1945; Generalkonsulat 1847
Schweizer Gemeinschaft: 
5 273 (2025)
Bilateraler Handel:  
4,1 Milliarden CHF (2025)
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Straflosigkeit beizutragen, ein weiterhin prioritäres Thema 
angesichts der grossen Zahl verschwundener Personen und 
organisierter Kriminalität.

Mexiko und die Schweiz arbeiten auch im Bereich des 
Klimaschutzes zusammen, unter anderem im Rahmen der 
Environmental Integrity Group (EIG) in den internationalen 
Klimaverhandlungen. Die Priorisierung von Umweltthemen 
durch die mexikanische Regierung eröffnet zusätzliche 

Kooperationsmöglichkeiten Die Schweiz prüft den Abschluss 
eines bilateralen Klimaabkommens zur Emissionsreduktion 
mit Mexiko.

Schliesslich kooperieren die beiden Länder auch im Kulturbe-
reich, unter anderem im Rahmen bilateraler Abkommen zur 
Filmkoproduktion und zum Kulturgütertransfer sowie durch 
Schweizer Beiträge zum Schutz des Jahrtausende alten kultu-
rellen Erbes Mexikos.

Ziele und aktuell geplante Massnahmen

Bilaterale Partnerschaft

1.	 Die Schweiz positioniert ihre Partnerschaft mit Mexiko entlang gemeinsam definierter Interessen und strategischer Prioritäten.
a.	 Sie führt den politischen Dialog im Rahmen der jährlichen Konsultationen weiter. 

Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit

2.	 Die Schweiz verbessert die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Schweizer Unternehmen in Mexiko.
a.	 Sie führt den Dialog zu Wirtschaftsthemen im Rahmen der gemischten Wirtschaftskommission weiter.
b.	 ​Sie strebt die Modernisierung des bestehenden Freihandelsabkommens EFTA–Mexiko, des Investitionsschutzabkommens sowie 

weiterer Abkommen zum Abbau von Handelshemmnissen an. 

Demokratie und Gouvernanz

3.	 Die Schweiz intensiviert die bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit zu Völkerrecht und Menschenrechten.
a.	 ​Sie führt den jährlichen Menschenrechtsdialog zu bilateralen und multilateralen Themen fort.
b.	 Sie unterstützt auf Anfrage Mexikos, in der Umsetzung von Empfehlungen der Allgemeinen regelmässigen Überprüfung, beispielsweise 

durch den wissenschaftlichen Austausch zu forensischen Methoden, um zur Identifizierung verschwundener Personen beizutragen. 

Umwelt 

4.	 Die Schweiz intensiviert die bilaterale und multilaterale Zusammenarbeit zu Völkerrecht und Menschenrechten.
a.	 ​Sie koordiniert sich mit Mexiko in der Environmental Integrity Group zur Einbindung der grossen Emittenten in ein wirksames Klima-

schutzregime.
b.	 Sie prüft die Möglichkeit eines bilateralen Abkommens zur Emissionsreduktion.
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4.1.4 Brasilien

Einschätzung und Merkmale

Als achtgrösste Volkswirtschaft der Welt, viertgrösste 
Demokratie und bevölkerungsreichstes Land in Lateiname-
rika nimmt Brasilien eine regional signifikante Rolle ein. Mit 
212 Millionen Einwohnerinnen und Einwohnern auf einer 
Fläche, die 200-mal grösser ist als die der Schweiz, und einer 
enormen Fülle an natürlichen Ressourcen versorgt das Land 
nahezu 10 % der Weltbevölkerung mit Nahrungsmitteln. 
Brasilien ist als demokratischer Staat und BRICS+-Mitglied 
ein strategisch relevanter Dialogpartner in einer sich verän-
dernden internationalen Ordnung.

Brasilien hat ein grosses wirtschaftliches Potenzial. Das Land 
ist ein wichtiger Rohstoffexporteur und kann leistungsfähige 
Produktions- und Industriesektoren vorweisen. Die 2023 
verabschiedete historische Steuerreform könnte nach ihrer 
Umsetzung die Wettbewerbsfähigkeit Brasiliens signifikant 
verbessern. Der nach wie vor protektionistische brasilianische 
Markt könnte durch unilaterale Massnahmen zum Abbau von 
Handelshemmnissen sowie durch den Abschluss von Freihan-
delsabkommen zusätzlich an wirtschaftlicher Attraktivität 
gewinnen. Dazu gilt es aber auch, Herausforderungen wie 
Angriffe auf die Unabhängigkeit der Justiz, Sicherheitspro-
bleme und Korruption zu überwinden.

Mehr als 60 % des Amazonasgebiets liegen auf brasiliani-
schem Territorium, was Brasilien zu einem Schlüsselakteur 
für den Klimaschutz und den Erhalt der Biodiversität macht. 
Der Amazonas produziert 20 % des Sauerstoffs der Erde, 
enthält 20 % ihres Süsswassers, speichert etwa fünf Jahre 
der weltweiten CO2 Emissionen und beherbergt 10 % der 
Arten der Erde. All dies ist durch Dürren, Abholzung und 
illegalen Bergbau bedroht. Bereits 20 % der Waldfläche sind 
verschwunden und 40 % wurden geschädigt. Die aktive 
Umweltpolitik der Behörden hat jedoch bereits Früchte 
getragen: So ist die Abholzung im Jahr 2024 im Vergleich 
zum Vorjahr um mehr als 31 % zurückgegangen.

Brasilien ist der wichtigste Hub für Bildung, Forschung und 
Entwicklung in Lateinamerika. Das Land ist führend in der 
Region in wissenschaftlichen Publikationen und Universi-
tätsrankings. Zudem hat Brasilien die G20-Arbeitsgruppe 
«Forschung und Innovation» ins Leben gerufen, ist als erstes 
Land der Amerikas als assoziiertes Mitglied dem CERN beige-
treten und gehört dem Eureka-Netzwerk an. Es profiliert sich 
als führender Akteur in der Bioökonomie und im KI-Bereich.

 

Brasilien engagiert sich für ein starkes multilaterales System 
und eine auf dem Völkerrecht basierende Weltordnung, wenn 
auch mit teils anderen Prioritäten als die Schweiz. Das Land ist 
in internationalen Foren wie der G20 und den BRICS vertreten 
und war 2025 Gastgeber der COP-30. Die Regierung konzen-
triert sich in ihrer multilateralen Aussenpolitik auf globale 
Herausforderungen wie den Erhalt des Amazonas und die 
Bekämpfung des Klimawandels sowie die KI-Gouvernanz und 
schärft damit ihr Profil auf der internationalen Bühne.

Gleichzeitig sieht sich das Land als Anwalt der Interessen der 
Entwicklungsländer und das zu allen Ländern gute Bezie-
hungen pflegt.

Bilaterale Beziehungen

Die Schweiz ist in Brasilien mit einer Botschaft, zwei Gene-
ralkonsulaten, neun Honorarkonsulaten, einem Swiss Busi-
ness Hub, Swissnex, Schweiz Tourismus sowie Pro Helvetia 
gut vertreten. Jährlich finden Dialoge zu Politik, Wirtschaft 
und Menschenrechten statt sowie alle zwei Jahre zu Wissen-
schaftsthemen. Darüber hinaus intensivierte sich die Besuchs-
diplomatie auf höchster Ebene in den letzten Jahren.

Die Universität St. Gallen fungiert als Leading House für 
Lateinamerika und setzt im Auftrag des SBFI Kooperationsin-
strumente für Anschubfinanzierungen und Pilotprojekte um.  

Auch die Schweizer Privatwirtschaft investiert kräftig: Über 
550 Firmen beschäftigen im Land rund 95.000 Menschen, 
und die Schweiz rangiert als drittgrösster ausländischer 
Investor. Opportunitäten bieten sich insbesondere in den 
Bereichen Energie, Infrastruktur, Landwirtschaft, Gesundheit, 
Wasser und Abwasser. Deren Erschliessung würde durch das 
Inkrafttreten des Freihandelsabkommens zwischen EFTA und 
MERCOSUR unterstützt, welches einen geregelten, präferen-
ziellen Marktzugang gewährt.

Die Schweiz unterstützt Umwelt- und Entwicklungsfonds für 
den Amazonas und fördert Projekte gegen Entwaldung sowie 
für eine nachhaltige Waldnutzung. Zudem prüft sie ein bila-
terales Klimaabkommen mit Brasilien zur Emissionsreduktion. 
 
In seiner Funktion als Brückenbauer ist Brasilien ein hervorra-
gender Dialogpartner für die Schweiz – auch im Kontext der 
globalen Friedensförderung. 

BR ASIL IEN

Einwohnerzahl:  
213 Millionen, Rang 7 (2025)
Gini-Index:  
0,50 (2024)
HDI:  
Rang 84/193

BIP (nominal):  
2 279 Milliarden USD (2025)
Jährliches BIP-Wachstum:  
+2,3 % (vs. 2024)
BIP pro Kopf:   
10 686 USD (2025)

Vertretung seit: Gesandt-
schaft 1907; Konsulat 1829
Schweizer Gemeinschaft: 
13 824 (2025)
Bilateraler Handel:  
5,4 Milliarden CHF (2025)
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Ziele und aktuell geplante Massnahmen

Bilaterale Partnerschaft

1.	 ​Die Schweiz positioniert ihre Partnerschaft mit Brasilien entlang gemeinsam definierter Interessen und strategischer Prioritäten.
a.	 Sie führt den politischen Dialog im Rahmen der jährlichen Konsultationen weiter. 

Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit

2.	 Die Schweiz verbessert die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Schweizer Unternehmen in Brasilien.
a.	 Sie führt den Dialog zu Wirtschaftsthemen im Rahmen der gemischten Wirtschaftskommission fort.
b.	 ​Sie strebt das rasche Inkrafttreten und die Umsetzung des Freihandelsabkommens EFTA–MERCOSUR an und prüft Verhandlungen über 

den Abschluss eines Investitionsschutzabkommens.

3.	 Die Schweiz schafft optimale Rahmenbedingungen für die Weiterführung und Vertiefung der Zusammenarbeit zwischen schweizeri-
schen und brasilianischen Akteuren in Bildung, Forschung und Innovation (BFI). 
a.	 ​Sie führt den Dialog zu Wissenschaft und Technologie im Rahmen des Joint Committee Meeting fort.
b.	 ​Sie nutzt die bestehenden Instrumente und Gefässe für die Vertiefung der Zusammenarbeit im BFI-Bereich.
c.	 Die Sichtbarkeit der Schweiz als Forschungs- und Innovationsstandort wird mittels Public Diplomacy gestärkt.

Demokratie und Gouvernanz

4.	 Die Zusammenarbeit zwischen Brasilien und der Schweiz wird im Bereich des Völkerrechts und der Menschenrechte fortgesetzt.
a.	 Sie führt den jährlichen Menschenrechtsdialog zu bilateralen und multilateralen Menschenrechtsthemen fort.
b.	 Sie unterstützt auf Anfrage Brasiliens, beispielsweise in der Umsetzung der Empfehlungen der Allgemeinen regelmässigen Überprüfung.

Umwelt 

5.	 Die Schweiz kooperiert mit Brasilien im Umweltbereich und insbesondere beim Erhalt des Amazonas.
a.	 ​Sie beteiligt sich am Amazon Fund, der internationale Beiträge für den Schutz des brasilianischen Amazonasgebiets bündelt.
b.	 ​Sie unterstützt innovative Programme und Projekte im Bereich der Bioökonomie.
c.	 ​Sie strebt den Abschluss eines bilateralen Abkommens zur Emissionsreduktion an.
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4.1.5 Argentinien

Einschätzung und Merkmale

Argentinien – drittgrösste Volkswirtschaft Lateinamerikas 
und G20-Mitglied – steht am Anfang einer strategischen 
Neuausrichtung. Mit 47 Millionen Einwohnerinnen und 
Einwohnern und beachtlichen natürlichen Ressourcen zählt 
das Land zu den einflussreichsten Ländern Lateinamerikas. 
Zugleich wurde die Entwicklung Argentiniens immer wieder 
durch wirtschaftliche Krisen geschwächt.

Die wirtschaftspolitische Agenda der aktuellen Regierung ist 
ambitioniert. Haushaltsdisziplin, Sparmassnahmen, Deregu-
lierung und die Reduktion des Staatsapparates kennzeichnen 
den Kurs. Zudem möchte sich Argentinien zu einem wich-
tigen Exporteur im Energie- und Rohstoffsektor entwickeln. 
Gleichzeitig bleibt die wirtschaftliche Zukunft fragil. Die 
Dollarreserven der argentinischen Zentralbank sind knapp, 
fast die Hälfte der Bevölkerung lebt unterhalb der Armuts-
grenze, und die sozialen Kosten der Reformen sind erheblich. 
Der nachhaltige wirtschaftliche Erfolg hängt massgeblich von 
der politischen Stabilität, der Fähigkeit zur Umsetzung der 
Reformen, einer Inflation im Normbereich und dem gesell-
schaftlichen Rückhalt ab.

Argentiniens traditionelles Engagement für regionale Inte-
gration und Völkerrecht wird derzeit überlagert von einer 
kritischen Haltung gegenüber den Nachhaltigkeitszielen der 
UNO (Agenda 2030) und dem Rücktrittsgesuch aus der Welt-
gesundheitsorganisation.

Bilaterale Beziehungen 

Die bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz und 
Argentinien basieren auf einer über 190-jährigen Geschichte. 
Mit einer grossen Schweizer Gemeinschaft von über 15 000 
Personen bildet Argentinien ein historisches Zentrum der 
Schweizer Präsenz in Lateinamerika. Auch heute ist die starke 
kulturelle Verankerung der Schweiz im Land spürbar. Die 
Schweiz zählt zu den bedeutendsten Investoren im Land – 
2024 war sie der fünftgrösste Direktinvestor.

Der wirtschaftliche Reformkurs Argentiniens verbessert das 
Geschäfts- und Investitionsklima für Schweizer Unternehmen. 
Zudem können sich durch ambitionierte Projekte und Anreize 
der Regierung neue Opportunitäten in den Bereichen Agrar-
technologie, Energie und kritische Mineralien ergeben. Die 
Schweiz setzt sich dafür ein, die Rahmenbedingungen für  
Investitionen und Handel zu verbessern, indem sie das rasche 
Inkrafttreten und die Umsetzung des EFTA–MERCOSUR 
Freihandelsabkommens vorantreibt und Argentinien im 
Beitrittsprozess zur OECD unterstützt.

 Ziele und aktuell geplante Massnahmen

Bilaterale Partnerschaft

1.	 Die Schweiz positioniert ihre Partnerschaft mit Argentinien entlang gemeinsam definierter Interessen und strategischer Prioritäten.
a.	 Sie führt den politischen Dialog im Rahmen der jährlichen Konsultationen weiter.
b.	 Sie pflegt den Austausch mit der grössten Auslandschweizergemeinschaft in Lateinamerika und deren Netzwerk. 

Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit

2.	 Die Schweiz verbessert die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für Schweizer Unternehmen in Argentinien.
a.	 Sie strebt das rasche Inkrafttreten und die Umsetzung des Freihandelsabkommens EFTA–MERCOSUR an.
b.	 Sie unterstützt Argentinien im OECD-Beitrittsprozess durch regelmässige konstruktive Rückmeldungen zu Länderberichten sowie 

durch fachliche Mitwirkung in den technischen Komitees.

ARGENTINIEN

Einwohnerzahl:  
46 Millionen, Rang 35 (2025)
Gini-Index:  
0,42 (2024)
HDI:  
Rang 47/193

BIP (nominal):  
681 Milliarden USD (2025)
Jährliches BIP-Wachstum:  
+4,4 % (vs. 2024)
BIP pro Kopf:   
14 355 USD (2025)

Vertretung seit: Gesandt- 
schaft 1891; Konsulat: 1834
Schweizer Gemeinschaft: 
15 111 (2025) 
Bilateraler Handel:  
2,7 Milliarden CHF (2025)
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4.2 Thematische Schwerpunkte 

4.2.1 Frieden und Sicherheit

Umfeld

Offen ausgetragene zwischenstaatliche Kriege sind auf dem 
Doppelkontinent seit Jahrzehnten eine Seltenheit. Auch wenn 
zwischenstaatliche Spannungen sporadisch auftreten, ist die 
Sicherheitslage in den Amerikas hauptsächlich durch interne 
Spannungen und Konflikte sowie die organisierte Krimina-
lität geprägt. Während ein Teil der internen Spannungen 
einen ideologischen, politischen Charakter haben, sind die 
darunterliegenden Treiber oft der Kampf um Ressourcen und 
territoriale Kontrolle.

In manchen Ländern stellen Konflikte auch noch Jahre nach 
ihrem Ende eine grosse Herausforderung für die Gesellschaft 
dar, welche durch Übergangsjustiz und Vergangenheitsbe-
wältigung zu sozialem Frieden zurückfinden muss. Zudem 
bestehen Gefahren für die Bevölkerung in Form von Land-
minen, beispielsweise in Kolumbien. Im Rahmen der Demobi-
lisierung und Reintegration von bewaffneten Gruppen stellt 
die humanitäre Minenräumung ein wichtiges Element dar.

Stärken und Prioritäten der Schweiz

Die langfristige Orientierung der Schweizer Friedenspolitik 
schafft eine gute Grundlage für den Einbezug in komplexe 
Konfliktsituationen. Aufgrund ihrer Diskretion und der Tradi-
tion, ein möglichst breites Netzwerk und offene Kanäle zu 
pflegen, wird die Schweiz in den Amerikas als vertrauens-
würdige Partnerin wahrgenommen. Gleichzeitig positioniert 
sich die Schweiz klar auf der Seite der Rechtsstaatlichkeit, der 
Demokratie und der Einhaltung der Menschenrechte sowie 
des humanitären Völkerrechts.

Die Schweiz bleibt ihrer humanitären Tradition treu und leistet 
weiterhin humanitäre Hilfe in der Region, insbesondere in 
Ländern mit langanhaltenden Krisen, wie in Haiti sowie bei 
Naturkatastrophen. Sie trägt damit zum Schutz vulnerabler 
Gruppen vor Ort bei.

Im Kontext abgebrochener diplomatischer Beziehungen auf 
dem Kontinent fungiert die Schweiz auch als Schutzmacht. 
Durch die Bereitstellung eines Kommunikationskanals trägt 
die Schweiz dazu bei, dass essenzielle diplomatische und 
konsularische Geschäfte zwischen den Staaten weiterhin  
erfolgen können. Aktuell hat die Schweiz in den Amerikas 
fünf Schutzmachtmandate inne – USA in Iran, Iran in Kanada, 
Mexiko in Ecuador und für Ecuador in Mexiko und Venezuela.

Global agierende kriminelle Netzwerke mit Verbindung zu 
den Amerikas stellen für die Schweiz in mehrfacher Hinsicht 
ein Sicherheitsrisiko dar. Nicht nur sind Schweizer Firmen  
sowie Bürgerinnen und Bürger vor Ort potenziell betroffen,  

 
auch breiten sich diese kriminellen Netzwerke bis in die 
Schweiz aus. Drogen, vor allem Kokain und seine Deri-
vate, gelangen von Süd- und Mittelamerika vermehrt 
in die Schweiz und werden hierzulande gehandelt und 
konsumiert. Die Zusammenarbeit in der Bekämpfung 
dieser Organisationen soll deshalb intensiviert werden.   

Kolumbien und Venezuela: Schweizer Expertise  
in komplexen Konfliktsituationen
 
Kolumbien und Venezuela stehen vor grossen, komplexen Heraus- 
forderungen. In beiden Fällen engagiert sich die Schweiz mit dem 
Einverständnis der Konfliktpartien. In Kolumbien findet ein um- 
fassender Friedensprozess statt, während in Venezuela der Dialog 
zwischen Regierung und Opposition zur Findung von Kompromissen 
im Interesse des Landes fazilitiert wird. Zusätzlich sind regionale 
Ansätze notwendig, da die Sicherheitslage in den Grenzregionen 
zwischen Venezuela und Kolumbien für die Stabilität der ganzen 
Region wichtig ist.

Die Schweiz setzt sich für einen inklusiven, nachhaltigen und um- 
fassenden Frieden in Kolumbien ein. Mit ihrem Beitrag zur zivilen 
Friedensförderung und ihren Mandaten als Drittpartei in Friedens-
verhandlungen mit bewaffneten Gruppen ist sie eine vertrauens-
würdige und respektierte Partnerin. Im Kontext von Blockaden und 
Rückschritten im Friedensprozess und den -verhandlungen ist die 
langfristige Orientierung der Zusammenarbeit zentral. Dem gleich-
berechtigten Einbezug von Frauen und Männern in Dialogformaten 
und Friedensverhandlungen sowie dem Schutz vor sexueller und 
geschlechterspezifischer Gewalt misst die Schweiz hohe Bedeutung 
bei. Zudem fördert die Schweiz die Rechte auf Wahrheit, Gerechtig-
keit, Wiedergutmachung und Garantie der Nichtwiederholung, mit 
dem Ziel, zu Versöhnungsprozessen beizutragen, die Straflosigkeit  
zu bekämpfen und erneuter Gewalt entgegenzuwirken.

Verstärkt wird die Wirkung der Schweizer Friedensarbeit dadurch, 
dass auch andere Aktivitäten der Schweizer Vertretung in Kolumbien 
in den Dienst der Friedensbemühungen gestellt werden. So fördern 
die humanitäre Hilfe und die Minenräumung den Frieden und die 
Sicherheit der Bevölkerung vor Ort ebenso wie die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, die beispielsweise mit ihrer Unterstützung der 
Katasterreform wichtige Beiträge zur Lösung von Konflikten um Land- 
besitz gibt.

Die Schweiz verbindet in Venezuela Gute Dienste, Friedensförderung 
und humanitäre Hilfe. Sie unterstützt aktuelle Öffnungsschritte, 
Dialog und Reformen und trägt zugleich zur Bewältigung der 
Migrationskrise sowie zur regionalen Stabilität bei.
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Ziele und aktuell geplante Massnahmen

1.	 Die Schweiz stellt im Kontext abgebrochener diplomatischer Beziehungen zwischen Ländern der Amerikas ihre Guten Dienste  
zur Verfügung.
a.	 ​Sie führt die bestehenden Schutzmachtmandate weiter und zeigt sich offen für die Übernahme weiterer Schutzmachtmandate.
b.	 Sie stellt sich als Gaststaat für Dialoge und Verhandlungen zwischen Konfliktparteien zur Verfügung.

2.	 Die Schweiz leistet humanitäre Hilfe in der Region.
a.	 ​Sie stärkt den Schutz vulnerabler Bevölkerungsgruppen und die Resilienz in Krisenländern wie Haiti.
b.	 Sie leistet auf Anfrage Nothilfe in Krisenfällen.

3.	 Die Schweiz unterstützt die Bekämpfung der organisierten Kriminalität.
a.	 ​Sie nutzt die Instrumente der gegenseitigen Rechtshilfe und polizeilichen Zusammenarbeit.
b.	 ​Sie verfolgt Verbindungen und Strukturen lateinamerikanischer organisierter Kriminalität in der Schweiz.
c.	 Sie setzt sich multilateral für eine ausgewogene internationale Drogenpolitik ein, die Menschenrechte und öffentliche Gesundheit 

gleichwertig mit Regulierung und Kontrolle berücksichtigt.

4.	 ​Die Schweiz fördert den Friedensprozess in Kolumbien.
a.	 Sie stärkt Dialog- und Verhandlungsprozesse zwischen dem Staat und bewaffneten Gruppen.
b.	 Sie unterstützt die Umsetzung des Friedensabkommens von 2016, insbesondere in den Bereichen Partizipation und Vergangenheits- 

bewältigung.

5.	 ​Die Schweiz bietet ihre Guten Dienste in Venezuela an.
a.	 ​Sie führt das bestehende Schutzmachtmandat für Ecuador in Venezuela weiter.
b.	 ​Sie unterstützt den Dialog zwischen politischen Akteuren und der Zivilgesellschaft auf nationaler und lokaler Ebene. 

 

4.2.2 Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit

Umfeld

Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und der Entwicklungs-
stand der Länder des amerikanischen Kontinents sind sehr 
heterogen. Während einige Staaten zu den grössten Volks-
wirtschaften der Welt gehören, stehen andere vor grundle-
genden Entwicklungsherausforderungen. Armut, Ungleich-
heit sowie unzureichende Bildungs- und Gesundheitssysteme 
gehören dazu. Ein Vertrauensverlust in die Handelspolitik der 
USA veranlassen viele Staaten der Amerikas dazu, ihre wirt-
schaftliche Abhängigkeit von den USA zu überdenken und 
ihre aussenwirtschaftlichen Beziehungen zu diversifizieren. 
Beispiele dafür sind die Unterzeichnung der Freihandelsab-
kommen EU–MERCOSUR oder EFTA–MERCOSUR oder Infra-
strukturprojekte wie der Corredor Bi-Oceánico – eine Eisen- 
und Autobahn zwischen dem Atlantik und dem Pazifik, die 
den Handel zwischen Chile und Brasilien und eine Anbindung 
Brasiliens an den asiatischen Markt erleichtern soll.

Gold – ein Edelmetall im Spannungsfeld zwischen 
wirtschaftlichen Interessen, Umwelt und 
Menschenrechten 

Ein wesentlicher Bestandteil der Schweizer Handelsbeziehungen 
mit der Region ist der Import grosser Mengen an Gold. Als weltweit 
führendes Zentrum für die Raffination und den Handel mit Gold 
spielt die Schweiz eine Schlüsselrolle für die Wertschöpfung, die 
Beschäftigung und die Innovation in diesem Sektor. Der industrielle 
Goldabbau basiert auf signifikanten Investitionen, fortschrittlichen 
Technologien und Umwelt- und Sozialstandards. Er leistet einen 
wichtigen Beitrag zum Wirtschaftswachstum, bringt oftmals aber 
auch ökologische und soziale Risiken mit sich und kann Spannungen 
mit lokalen Gemeinschaften verursachen. 

Der Kleinbergbau sichert Millionen Menschen lebenswichtiges 
Einkommen, ist aber häufig mit gefährlichen Arbeitsbedingungen, 
Kinderarbeit, Menschenrechtsverletzungen und gravierenden 
Umweltfolgen verbunden, insbesondere durch den Einsatz von 
Quecksilber.

Die Schweiz bestärkt Unternehmen, verantwortungsbewusste 
Praktiken anzuwenden und gleichzeitig ein Umfeld zu schaffen, das 
Wettbewerbsfähigkeit und Innovation fördert. Zudem fördert sie  
die Formalisierung und Professionalisierung des Kleinbergbaus, um 
die Sicherheit, Umweltschutz und Produktivität der Bergbaugem 
einden zu stärken. Sie orientiert sich dabei an den UNO-Leit-
prinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte (UNGP) und den 
relevanten OECD-Leitsätzen. Sie fördert deren Umsetzung durch 
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partnerschaftliche Zusammenarbeit mit Unternehmen, Staaten und 
der Zivilgesellschaft. Im Rahmen des Minamata-Übereinkommens 
unterstützt die Schweiz Länder mit Goldkleinbergbau, die Verwen-
dung von Quecksilber in diesem Sektor zu reduzieren und, soweit 
möglich, vollständig zu eliminieren. Zudem fördert die Schweiz die 
Formalisierung des Kleinbergbaus durch politischen Dialog, um 
diesen nachhaltiger zu gestalten und Arbeits- sowie Umweltstan-
dards zu verbessern und durch Initiativen wie die Swiss Better Gold, 
die verantwortungsvoll produziertes Gold aus lateinamerikanischen 
Minen in den internationalen Markt integriert. Mit der Unterstützung 
der Extractive Industries Transparency Initiative (EITI) fördert 
die Schweiz ausserdem Transparenz, Rechenschaftspflicht und 
verantwortungsvolle Regierungsführung in der Rohstoffgewinnung.

 
 
Stärken und Prioritäten der Schweiz

Die Handelsbeziehungen der Schweiz mit den Ländern 
Amerikas konzentrieren sich insbesondere auf die USA und 
die anderen G20-Staaten. Angesichts eines wachsenden 
Interesses an wirtschaftlicher Diversifizierung und an einem 
auf dem Völkerrecht basierenden internationalen Handel in 
mehreren Staaten bietet sich für die Schweiz die Möglich-
keit, bestehende Beziehungen zu vertiefen und neue zu 
erschliessen. Sie ist bestrebt, die wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen zu verbessern, indem sie bestehende Abkommen 
erneuert oder neue Abkommen abschliesst, die bilateralen 
Handel und Investitionen fördern und Rechtssicherheit bieten. 
In der WTO arbeitet die Schweiz mit verschiedenen Ländern 
Amerikas zusammen zur Reform und Stärkung des multila-
teralen Handelssystems. Darüber hinaus möchte die Schweiz 
ihre Handelsbeziehungen zu lateinamerikanischen Staaten 
auch verstärkt durch neue plurilaterale Formate vertiefen.

Im Bereich kritischer Mineralien deckt die Schweiz ihren 
Bedarf meist indirekt über Partner innerhalb der Europäi-
schen Union. Sie verfolgt hierbei eine horizontale Indust-
riepolitik, die auf die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
und Resilienz der eigenen Wirtschaft abzielt. Dies beinhaltet 
unter anderem die Weiterentwicklung bestehender Freihan-
dels- und Investitionsschutzabkommen sowie die Prüfung 
sektorieller Abkommen mit einzelnen Staaten, sofern es die 
strategische Rohstoffsicherung erfordert. Die Schweiz setzt 
sich auf internationaler Ebene weiterhin für eine nachhaltige 
Bewirtschaftung von Mineralien und Metallen entlang des 
Lebenszyklus ein. 

Herausforderungen für Schweizer Unternehmen sind  
Bürokratie, unklare und wechselnde rechtliche Rahmen- 
bedingungen sowie Korruption und organisierte Kriminalität  
in einigen Ländern der Region. Häufig schwach ausgeprägte 
Justizsysteme erschweren zusätzlich das Investitionsklima.  
Die Schweiz setzt daher auf  einen konsequenten Einsatz aller  
ihr zur Verfügung stehenden Instrumente zur Korruptions- 
bekämpfung, inklusive wirtschaftliche Zusammenarbeit. Ein  
ergänzender Ansatz ist die Unterstützung von OECD-Beitritts-
prozessen in ausgewählten Ländern.

KI und die Quantenforschung werden bedeutende Fort-
schritte in vielen Forschungs- und Wirtschaftsfeldern ermög-
lichen. Die starke Konzentration von Hochleistungsrechnern 
sowie von personellen und technologischen Kompetenzen 
– insbesondere in den Amerikas – kann die Entwicklung 
finanziell schwächerer Staaten strukturell beeinträchtigen. 
Die Schweiz unterstützt deshalb die globalen Initiativen – das 
International Computation and AI Network (ICAIN) und das 
Open Quantum Institute (OQI) – zur sicheren Verteilung tech-
nologischer Fortschritte, die zur Erreichung der nachhaltigen 
Entwicklungsziele der UNO beitragen.

Schweizer Kooperationsprogramm in Peru
 
Peru ist ein Schwerpunktland für die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung des SECO. Das Kooperationsprogramm 2025–2028 
unterstützt das Land dabei, ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum 
zu erreichen und die im Rahmen des OECD-Beitrittsprozesses 
erforderlichen Reformen umzusetzen. Dieser Prozess bietet Peru 
einen Fahrplan für die Angleichung an internationale Best Practices 
und die Stärkung zentraler Wirtschafts- und Gouvernanz-Strukturen. 
Thematisch legt das Programm die Schwerpunkte auf die Förderung 
eines wettbewerbsfähigen, innovativen und nachhaltigen Privat- 
sektors sowie auf die Stärkung der öffentlichen Institutionen für ein 
nachhaltiges und dezentrales Stadtwachstum.

Durch die Verbesserung des peruanischen Rechtsrahmens und des 
Geschäftsumfelds fördert die Schweiz den Handel, die Investitionen 
und die Exportdiversifizierung, erleichtert den Marktzugang für 
Schweizer Unternehmen und erhöht die Wirkung des EFTA–Peru- 
Freihandelsabkommens. Die Unterstützung Perus auf dem Weg zu 
den OECD-Standards steht zudem im Einklang mit dem Engagement 
der Schweiz für Multilateralismus und hohe internationale Standards 
in den Bereichen Gouvernanz und Wirtschaftspraktiken.
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Ziele und aktuell geplante Massnahmen

1.	 Die Schweiz diversifiziert ihre aussenwirtschaftlichen Beziehungen und stärkt die Rahmenbedingungen für Schweizer Unternehmen  
im Ausland.
a.	 Sie schliesst neue Abkommen ab und erneuert bestehende Abkommen, die Handel und Investitionen fördern sowie zur Stärkung der 

Rechtssicherheit beitragen, mit Priorität auf Freihandels-, Investitionsschutz-, Doppelbesteuerungs- und Luftverkehrsabkommen.
b.	 Sie setzt sich für ein offenes und auf dem Völkerrecht basierendes multilaterales Handelssystem ein, indem sie zum Beispiel im 

Rahmen von plurinationalen Initiativen oder informellen staatlichen Gruppierungen mit Partnern der Region zusammenarbeitet.

2.	 ​Die Schweiz fördert nachhaltige Wirtschaftsmodelle und Wettbewerbsfähigkeit im Privatsektor.
a.	 Sie setzt sich gemeinsam mit dem Privatsektor für ein verantwortungsvolles und nachhaltiges Rohstoffmanagement ein, insbeson-

dere im Goldsektor.
b.	 ​Sie unterstützt OECD-Beitrittskandidaten durch aktive Mitwirkung in technischen Komitees und gezielte Unterstützung bei der 

Umsetzung relevanter Standards.
c.	 Sie begleitet in Kolumbien den Übergang zu einer vertieften Wirtschafts- und Investitionspartnerschaft und stellt die nachhaltige 

Verankerung der erzielten Wirkungen unter Einbezug des Privatsektors sicher.

3.	 Die Schweiz schafft optimale Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit in Bildung, Forschung und Innovation (BFI).
a.	 Sie nutzt bestehende BFI-Instrumente und Gefässe – insbesondere den Schweizerischen Nationalfonds und die Bundesexzellenz-Sti-

pendien – und das Leading House für Lateinamerika (Universität St. Gallen) zur Stärkung der Forschungs- und Innovationskooperatio-
nen mit den jeweiligen Ländern der Region. 
 

4.2.3 Umwelt

Umfeld

Die Amerikas spielen eine zentrale Rolle im weltweiten 
Kampf gegen den Klimawandel und für den Umweltschutz. 
Lateinamerika allein beherbergt rund 40 % der weltweiten 
Biodiversität und 60 % der tropischen Wälder. Wenn auch 
ungleich verteilt, ist fast die Hälfte des globalen Süsswassers 
in der Region zu finden – von den Andengletschern über den 
Amazonas bis hin zu den grossen Seen Nordamerikas.

Gleichzeitig gehören die USA und Kanada zu den Ländern 
mit dem höchsten pro Kopf CO2-Ausstoss weltweit – mehr 
als das Dreifache der Schweiz. Zudem zählen die Amerikas 
zu den grössten Verursachern von Kunststoffabfällen: Nur 5 
% des Plastikmülls in Lateinamerika und der Karibik werden 
recycelt. In Lateinamerika werden weiterhin hochgefährliche 
Pestizide eingesetzt – mit gravierenden Folgen für Biodiver-
sität und Gesundheit.

Stärken und Prioritäten der Schweiz

Die Schweiz setzt auf langfristige und partnerschaftliche 
Zusammenarbeit in der Umweltpolitik. Sie bringt technische 
Expertise ein, nutzt Synergien mit Akteuren in Forschung und 
Privatwirtschaft und verfolgt einen regionalen Ansatz.

 
 
 
Die Schweiz hat sich international verpflichtet, ihre Emissionen 
bis 2030 gegenüber 1990 um 50 % zu reduzieren. Diese 
sollen teilweise mittels bilateraler Abkommen nach Artikel 6 
des Pariser Klimaübereinkommens über Klimaschutzprojekte 
im Ausland erfolgen. In den Amerikas konnte die Schweiz 
bereits vier Abkommen mit Peru, Dominica, Uruguay und 
Chile sowie eine Absichtserklärung mit Brasilien abschliessen 
und ist mit weiteren Ländern im Gespräch. Sie zählt damit 
zu den Vorreitern bei der bilateralen Zusammenarbeit unter 
Artikel 6. Im Strategiezeitraum wird die Projektumsetzung 
und Anrechnung der Emissionseinsparungen in den Vorder-
grund rücken.

Die Schweiz bündelt ihre Expertise der internationalen 
Zusammenarbeit in einem regionalen Hub in der Botschaft in 
Lima. Dieser unterstützt regionale Projekte, den Politikdialog 
sowie Fachfragen zu Klima, Katastrophenvorsorge, Umwelt 
und Wassermanagement und richtet sich an den langfristigen 
klimatischen Herausforderungen der Region aus.

Die Schweiz setzt sich in den UNO-Verhandlungen für ein 
effizientes internationales Abkommen gegen die Plastikver-
schmutzung ein. Zu diesem Zweck arbeitet sie im Rahmen der 
High Ambition Coalition (HAC) mit zehn Ländern der Region  
zusammen.
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…beiheimatet 
350 indigene 
Gemeinschaften.

…beherbergt 10 % 
der weltweiten 
Biodiversität.

…speichert 5 Jahre 
der weltweiten 

CO2-Emissionen.

…speichert 20 % 
der weltweiten 

Süsswasserreserven.

…produziert 20 % 
des weltweiten 

Sauerstoffs.

Amazonas 

Der Amazonas bedeckt 47 % des südamerikanischen Kontinents und 
nimmt im globalen Ökosystems im Schutz der Biodiversität und als 
CO2-Speicher eine zentrale Rolle ein.

Doch die Fakten sind klar: In den letzten 50 Jahren sind 20 %  
des Regenwalds verschwunden, weitere 40 % geschädigt. Seit 2023 
erlebt die Region eine historische Dürre. Teile des südöstlichen Ama-
zonas stossen inzwischen mehr CO2 aus, als sie binden – rund eine 
Milliarde Tonnen jährlich. Etwa ein Drittel der weltweiten tropischen 
Abholzung entfällt auf Brasilien. Auch Umweltverschmutzung, etwa 
durch den Einsatz von Quecksilber im Bergbau, stellt eine Bedrohung 
für den Lebensraum dar.

Zum Schutz dieses global wichtigen Guts ist die Schweiz in 
unterschiedlichen Bereichen aktiv. Sie unterstützt Projekte zu 
rückverfolgbaren Lieferketten, nachhaltiger Landwirtschaft, 
Bioökonomie, Wassermanagement, Klimaresilienz und zum Schutz 
gefährdeter Gemeinschaften. Für die Umsetzung nutzt sie die 
gesamte Bandbreite der ihr zur Verfügung stehenden Instrumente: 
multilaterale und bilaterale Fonds, das Swissnex-Netzwerk, Instru-
mente der wirtschaftlichen Kooperation sowie regionale Initiativen 
des thematischen Hubs in Lima.

Ziele und aktuell geplante Massnahmen

1.	 Die Schweiz unterstützt Staaten in Lateinamerika und der Karibik bei der Reduktion von Treibhausgasemissionen und bei der Bewälti-
gung des Klimawandels.
a.	 Sie setzt auf bilaterale Abkommen nach Artikel 6 des Pariser Übereinkommens und prüft zusätzlich multilaterale Ansätze im Rahmen 

des Kreditierungsmechanismus (PACM).
b.	 Sie fördert die Prävention der klimawandelbedingten Risiken und die Anpassung an den Klimawandel über ihren Hub in Lima.

2.	 Die Schweiz fördert den Schutz und die nachhaltige Nutzung der Biodiversität in den Amerikas.
a.	 Sie unterstützt den langfristigen Schutz des Amazonas und fördert den nachhaltigen Umgang mit natürlichen Ressourcen, insbeson-

dere im Wasser- und Waldmanagement.
b.	 Sie beteiligt sich aktiv an den Verhandlungen zu einem internationalen Abkommen gegen Plastikverschmutzung und stärkt die 

internationale Zusammenarbeit in diesem Bereich.
c.	 Sie engagiert sich für die Reduktion von Quecksilberemissionen im Rahmen des Minamata-Übereinkommens sowie von Pestizid- und 

weiteren Chemikalienemissionen im Rahmen der Rotterdam- und Stockholm-Übereinkommen.

Grafik 8: Der Amazonas als Lebensraum und Klimafaktor (Quelle EDA)
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4.2.4 Demokratie und Gouvernanz

Umfeld

Im globalen Vergleich werden die Amerikas von unterschied-
lichen Demokratieindikatoren regelmässig gut beurteilt. Für 
viele Staaten der Region ist Demokratie ein ebenso zentraler 
Bestandteil des politischen Selbstverständnisses wie für die 
Schweiz; sie geniesst entsprechend breite Unterstützung. 
In den Demokratie-Rankings werden regelmässig Kanada, 
Costa Rica, Uruguay und Chile als positive Beispiele erwähnt, 
da sie über robuste Institutionen und eine verlässliche Rechts-
staatlichkeit verfügen.

Trotz dieses Selbstverständnisses nehmen auch in den 
Amerikas autokratische Entwicklungen, insbesondere 
Einschränkungen der Meinungsäusserungsfreiheit und eine 
stärkere staatliche Kontrolle gesellschaftlicher Akteure zu. 
Dies fördert eine wachsende Entfremdung zwischen Staat 
und Bevölkerung und verstärkt politische Polarisierung, popu-
listische Strömungen sowie die Marginalisierung einzelner 
Bevölkerungsgruppen. Gemäss Daten der NGO Front Line 
Defenders wurden 2024 weltweit 324 Menschenrechtsver-
teidigerinnen und -verteidiger getötet, davon knapp 80 % in 
Lateinamerika.

Stärken und Prioritäten der Schweiz

Stabile, demokratisch verfasste Staaten sind für die Schweiz 
verlässliche Partner etwa in wirtschaftlicher und sicherheits-
politischer Hinsicht. Die Förderung von Demokratie und guter 
Regierungsführung sowie die Achtung der Menschenrechte 
bleiben wichtige Themen und werden durch die EDA-Leit-
linien Demokratie und die EDA-Leitlinien Menschenrechte 
konkretisiert.

Dank ihrer breit anerkannten politischen Stabilität und demo-
kratischer Tradition kann die Schweiz eine glaubwürdige 
Rolle im politischen Dialog zur Stärkung der demokratischen 
Resilienz spielen. Im Sinne einer Resilienz Logik richtet sich 
der Fokus auf Länder, in denen demokratische Strukturen 
trotz zunehmender autoritärer Tendenzen bestehen und 
Bereitschaft zu einem Dialog erkennbar ist.

Der Ansatz stützt sich auf zwei Pfeiler: die Demokratiedip-
lomatie mit Guten Diensten für bilaterale und multilaterale 
Dialogformate, sowie die Unterstützung staatlicher Insti-
tutionen und zivilgesellschaftlicher Akteure zur Stärkung 
demokratischer Prozesse. Seit 2025 wirkt ein Schweizer 
Demokratieexperte mit Sitz in Costa Rica an der Entwicklung 
entsprechender Initiativen in ausgewählten Ländern Latein-
amerikas mit.

Korruptionsprävention und Förderung von Integrität spielen 
in der Gouvernanz eine besondere Rolle. Auch wenn 
einzelne Staaten Fortschritte erzielen, bleiben strukturelle 
Schwächen, institutionelle Blockaden und gesellschaftliche 
Polarisierungen ein Nährboden für Korruption. Die Schweiz 
stärkt gute Regierungsführung durch ihre wirtschaftliche 
Entwicklungszusammenarbeit. Sie sensibilisiert Schweizer 
Unternehmen für Korruptionsrisiken im Auslandsgeschäft 
und entwickelt mit interessierten Staaten in den Amerikas 
normative Grundlagen und exekutive Kooperationsansätze. 
Sie stärkt die Bekämpfung internationaler Korruption durch 
konsequente Strafverfolgung und Rechtshilfe und wirkt auf 
multilateraler Ebene auf die Schaffung präventiver Rahmen-
bedingungen hin.

Die Schweiz fördert angesichts der wachsenden Präsenz 
privater Sicherheitsunternehmen die Umsetzung des 
Montreux-Dokuments und des Internationalen Verhaltens-
kodex für private Sicherheitsdienstleister (ICoC) zur Wahrung 
der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts.   
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Ziele und aktuell geplante Massnahmen

1.	 Die Schweiz fördert Demokratie und unterstützt gute Regierungsführung.
a.	 Sie arbeitet mit interessierten Demokratien der Region zusammen und nutzt bilaterale und multilaterale Dialogformate der Demo- 

kratie- und Menschenrechtsdiplomatie.
b.	 Sie stärkt institutionelle und gesellschaftliche Rahmenbedingungen, insbesondere lokale Partizipationsmechanismen und unabhängige 

Wahlbehörden, und entsendet regelmässig Fachpersonen zu internationalen Wahlbeobachtungsmissionen.

2.	 Die Schweiz schützt die Menschenrechte und das humanitäre Völkerrecht.
a.	 Sie setzt sich für den Respekt der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts in der Region ein.
b.	 Sie nutzt bilaterale Formate und multilaterale Foren, wie den Menschenrechtsrat, um gemeinsam mit interessierten Staaten ihre 

Prioritäten gemäss den Leitlinien Menschenrechte 2026-2029 zu setzen.
c.	 Sie stärkt die Umsetzung des humanitären Völkerrechts sowie internationaler Standards zu Sicherheit und Menschenrechten, 

insbesondere des Montreux-Dokuments, des ICoC und der Voluntary Principles.

3.	 Die Schweiz stärkt die Bekämpfung von Korruption in den Amerikas.
a.	 Sie stärkt auf multilateraler und bilateraler Ebene die Umsetzung internationaler Antikorruptionsstandards und wirkt auf wirksame 

Überprüfungsmechanismen hin, insbesondere in den Bereichen gute Regierungsführung, öffentliche Finanzen und Vermögensrück-
führung.

b.	 Sie bekämpft internationale Korruption durch konsequente Strafverfolgung und Rechtshilfe und setzt dabei die Antikorruptionsstrategie  
des Bundesrates um, einschliesslich der Förderung integrer Geschäftspraktiken und erhöhter Transparenz in der Privatwirtschaft.
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5 	Multilateralismus

5.1 	 Zusammenarbeit in internationalen 
Organisationen

Zahlreiche Staaten in den Amerikas teilen mit der Schweiz ein 
Bekenntnis zu Völkerrecht und verlässlichen internationalen 
Rahmenbedingungen. Das multilaterale Umfeld befindet sich 
in einem tiefgreifenden Strukturwandel, bietet jedoch auch 
Chancen zur Erneuerung. Die Schweiz setzt sich daher für 
Reformen ein, welche die Handlungsfähigkeit multilateraler 
Institutionen stärken, Doppelspurigkeit abbauen und inter-
nationale Organisationen auf ihre Kernmandate ausrichten. 
Sie setzt auf pragmatische Koalitionen mit Partnern in den 
Amerikas und nutzt das Internationale Genf, um globale 
Regeln zu Klima, Gesundheit und neuen Technologien früh-
zeitig mitzugestalten.

Die USA und Kanada sind wichtige Akteure der europäischen 
Sicherheitsarchitektur und Mitglied der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. Mit der OSZE-Prä-
sidentschaft 2026 übernimmt die Schweiz Verantwortung für 
Sicherheit und Stabilität in Europa. Durch die vertiefte Zusam-
menarbeit mit der NATO und ihren Mitgliedstaaten USA 
und Kanada werden aktuelle Sicherheitsherausforderungen 
adressiert und die Interoperabilität der Verteidigungsfähig-
keiten weiter gestärkt.

Die Schweiz begrüsst die starke Verankerung der OECD in der 
Region und unterstützt die OECD-Beitrittsprozesse Argenti-
niens, Brasiliens und Perus. Die Umsetzung der OECD-Stan-
dards tragen wesentlich zu fairen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen bei.

Für die Schweiz als wirtschaftlich global vernetztes Land 
bleiben breit abgestützte, berechenbare Normen und multi-
laterale Zusammenarbeit auch zukünftig zentral. Das multila-
terale System muss erneuert und fokussiert werden, so dass 
die Staaten auch in Zukunft dort, wo Herausforderungen nur 
gemeinsam angegangen werden können, Antworten dafür 
finden können. Sie setzt sich somit für einen fokussierten 
und wirksamen Multilateralismus ein, der auf dem Prinzip der 
Subsidiarität basiert. 

5.2 	Zusammenarbeit in regionalen 
Organisationen

Diese Zusammenarbeit ist für die Schweiz besonders relevant, 
da durch die Bündelung von Kompetenzen und Ressourcen 
und die Nutzung eines regionalen Ansatzes komplexe Heraus-
forderungen besser gelöst werden können. Die Organisation 
Amerikanischen Staaten (OAS) und die Interamerikanische 
Entwicklungsbank (IDB) sind die wichtigsten, langjährigen 
Partner der Schweiz.

Die OAS spielt eine wichtige Rolle unter anderem bei der 
Demokratieförderung und dem Schutz der Menschenrechte. 
Seit 1978 hat die Schweiz in dieser Organisation Beobacht-
erstatus. Die OAS verfügt mit dem Interamerikanischen 
Gerichtshof für Menschenrechte in San José (Costa Rica) und 
der Interamerikanischen Kommission für Menschenrechte 
in Washington D.C. über zwei etablierte Instrumente zum 
Schutz der Menschenrechte. Seit vielen Jahren beteiligt sich 
die Schweiz an OAS-Wahlbeobachtungsmissionen, unter-
stützt Projekte der Organisation zur Stärkung der Menschen-
rechte und demokratischer Institutionen und ist in der Frie-
densförderung in Kolumbien tätig.

Die IDB ist der grösste multilaterale Finanzierungsmecha- 
nismus in Lateinamerika und der Karibik und ist in der 
Strategie der internationalen Zusammenarbeit der Schweiz 
2025–2028 als prioritäre Organisation aufgeführt.

Die Schweiz ist als Beobachterin in weiteren regionalen Orga-
nisationen wie der Karibischen Gemeinschaft (CARICOM) 
vertreten. Die CARICOM ist ein anerkannter Verfechter des 
Klimaschutzes. Ihre Mitgliedstaaten stehen für einen starken 
Multilateralismus und bauen ihre Präsenz in Genf kontinuier-
lich aus. Die Schweiz führt den Dialog mit diesen karibischen 
Staaten fort.

Sie verfolgt auch die Entwicklungen in den regionalen Foren 
wie der Pazifik-Allianz, der Andengemeinschaft (CAN), der 
Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen 
Staaten (CELAC) oder des Zentralamerikanischen Integrati-
onssystems (SICA) aufmerksam. Diese Organisationen setzen 
sich für die Lösung regionaler Herausforderungen ein.  
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Ziele und aktuell geplante Massnahmen

1.	 Die Schweiz setzt sich mit Partnern in den Amerikas für die notwendigen Reformen ein, um die Handlungsfähigkeit multilateraler 
Institutionen zu gewährleisten.
a.	 Sie fördert die Effizienz und die Fokussierung internationaler Organisationen auf ihre Kernmandate in den Bereichen Völkerrecht, 

Menschenrechte und internationale Justiz.
b.	 Sie stärkt ihre Positionierung für das Völkerrecht und einen wirksamen, subsidiaritätsbasierten Multilateralismus und nutzt das 

Internationale Genf gezielt zur Mitgestaltung globaler Regeln.

2.	 ​Die Schweiz stärkt regionale Organisationen in den Amerikas, die Rechtsstaatlichkeit, nachhaltige Entwicklung, Frieden und Menschen-
rechte fördern.
a.	 Sie nutzt ihren Beobachterstatus bei der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) zur Unterstützung der Menschenrechtsmechanis-

men und der Demokratieförderung.
b.	 ​Sie nimmt ihre Aufsichtsfunktion als Aktionärin der Interamerikanischen Entwicklungsbank (IDB) wahr und bringt sich in die Diskussio-

nen und Entscheidungen des Verwaltungsrates ein.
c.	 Sie beteiligt sich an Debatten und Initiativen weiterer regionaler Organisationen, wo diese zur Erreichung der Ziele der Schweizer 

Aussenpolitik beitragen.
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Anhang
Übersicht des Vertretungsnetz in den Amerikas

Die Darstellung von Grenzen und die Verwendung 

von Namen und Bezeichnungen auf den Karten bedeutet nicht, 

dass die Schweiz diese offiziell  befürwortet oder anerkennt.

KANADA

VEREINIGTE STAATEN 
VON AMERIKA

MEXIKO
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Abkürzungsverzeichnis

APS 2024–2027 	 Aussenpolitische Strategie 2024–2027
BFI 	 Bildung, Forschung und Innovation
BIP 	 Bruttoinlandprodukt 
BRICS 	 Staatengruppe Brasilien, Russische Föderation, Indien, China und Südafrika
CAN 	 Andengemeinschaft (Comunidad Andina)
CARICOM 	 Karibische Gemeinschaft (Caribbean Community and Common Market)
CELAC 	 Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten (Comunidad de Estados Latinoamericanos	

y Caribeños)
CERN 	 Europäische Organisation für Kernforschung (Organisation européenne pour la recherche nucléaire)
COP 	 Konferenz der Vertragsparteien (Conference of the Parties)
EDA 	 Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
EFTA 	 Europäische Freihandelsassoziation (European Free Trade Association)
EIG 	 Environmental Integrity Group
EITI 	 Initiative für Transparenz im rohstoffgewinnenden Sektor (Extractive Industries Transparency Initiative)
ESA 	 Europäische Weltraumorganisation (European Space Agency)
EU 	 Europäische Union
FHA 	 Freihandelsabkommen
G7 	 Gruppe der 7
G20 	 Gruppe der 20
HAC 	 High Ambition Coalition
HDI 	 Human Development Index 
ICAIN 	 International Computation and AI Network of Excellence Initiative
ICoC 	 Internationaler Verhaltenskodex für private Sicherheitsdienstleister (International Code of Conduct)
IDB 	 Interamerikanische Entwicklungsbank (Inter- American Development Bank)
IEA	 Internationale Energieagentur (International Energy Agency)
IZA 	 Internationale Zusammenarbeit
KI 	 Künstliche Intelligenz
MERCOSUR 	 Gemeinsamer Markt Südamerikas (Mercado Común del Sur)
NATO 	 Nordatlantikvertrags-Organisation (North Atlantic Treaty Organization)
NGO 	 Nichtregierungsorganisation (Non-Governmental Organisation)
OAS 	 Organisation Amerikanischer Staaten (Organization of American States)
OECD 	 Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (Organisation for Economic 

Co-operation and Development)
OIF 	 Internationale Organisation der Frankophonie (Organisation internationale de la Francophonie)
OQI 	 Open Quantum Institute
OSZE 	 Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
PACM 	 Anrechnungsmechanismus des Pariser Abkommens (Paris Agreement Crediting Mechanism) 
SBFI 	 Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
SBGI 	 Swiss Better Gold Initiative
SBH 	 Swiss Business Hub
SECO 	 Staatssekretariat für Wirtschaft
SICA 	 Zentralamerikanisches Integrationssystem (Sistema de la Integración Centroamericana)
UNESCO 	 Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur (United Nations Educational, 

Scientific and Cultural Organization) 
UNFCCC 	 Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (United Nations Framework 

Convention on Climate Change)
UNGP 	 Leitprinzipien der Vereinten Nationen für Wirtschaft und Menschenrechte (United Nations Guiding 

Principles on Business and Human Rights)
UNO 	 Organisation der Vereinten Nationen (United Nations Organization)
USMCA 	 USA-Mexiko-Kanada-Abkommen (United States-Mexico-Canada Agreement)
WTO 	 Welthandelsorganisation (World Trade Organization) 



Glossar

Auf der Website des EDA findet sich ein regelmässig aktuali- 
siertes Glossar mit Begriffen der Aussenpolitik. Das Glossar 
zu den Strategien soll zu einem gemeinsamen terminologi-
schen Verständnis beitragen.

38	  ﻿





40	  ﻿

Impressum

Herausgeber:
Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten EDA
3003 Bern
www.eda.admin.ch

Publikationsdatum:
27. Mai 2026

Gestaltung:
Kommunikation EDA, Bern

Titelbild:
Panama-Stadt vom Parque Natural Metropolitano aus. © istockphoto.com

Karten:
Die Darstellung von Grenzen und die Verwendung von Namen und Bezeich-
nungen auf den Karten bedeutet nicht, dass die Schweiz diese offiziell 
befürwortet oder anerkennt.

Diese Publikation ist auch auf Französisch, Italienisch, Englisch, Spanisch  
und Portugiesisch erhältlich und kann heruntergeladen werden unter  
www.eda.admin.ch/strategien.

Bern, 2026 / © EDA

http://www.eda.admin.ch

	_Hlk197942028
	1	Einleitung
	2	Rückblick auf die Amerikas-Strategie 2022–2025
	3	Geopolitische Auslegeordnung
	3.1 	Globale Akteure und Treiber
	3.2 	Regionale Trends
	3.3 	Interessen der Schweiz

	4 	Schwerpunkte der Schweiz in den Amerikas
	4.1 	G20-Staaten
	4.2 Thematische Schwerpunkte 

	5 	Multilateralismus
	5.1 	Zusammenarbeit in internationalen Organisationen
	5.2 	Zusammenarbeit in regionalen
Organisationen
	Anhang
	Übersicht des Vertretungsnetz in den Amerikas


